
Teilprotokoll – Kantonsrat, 113. KR-Sitzung vom 07. Juli 2025 

2. Geschäftsbericht Regierungsrat 2024 

Antrag des Regierungsrates vom 9. April 2025 und Anträge der Finanzkommis-

sion und der Geschäftsprüfungskommission vom 19. Juni 2024 und der Justiz-

kommission vom 10. Juni 2025 

Vorlage 6017a 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Gemäss Paragraf 89 litera d des Kantonsratsgeset-

zes ist Eintreten auf diese Vorlage obligatorisch und damit findet auch keine 

Schlussabstimmung statt. Aber bei den Geschäftsberichten werden wir einzeln 

über die relevanten Dispositiva abstimmen.  

Das Beratungsprozedere sieht folgendermassen aus: Wir führen zuerst die Grund-

satzdebatte zum Geschäftsbericht, bei dem die Präsidien der GPK (Geschäftsprü-

fungskommission), der JUKO (Justizkommission) und der AWU (Aufsichtskom-

mission über die wirtschaftlichen Unternehmen) sprechen, dann sprechen die 

Kommissionsmitglieder und die übrigen Mitglieder des Rates. Und anschliessend 

ist das Wort frei für die Mitglieder des Regierungsrates.  

Dann führen wir die Grundsatzdebatte zur Rechnung, bei welcher zuerst der 

FIKO-Präsident (Finanzkommission) spricht, dann die Mitglieder der FIKO und 

dann die übrigen Mitglieder und dann wiederum die Mitglieder des Regierungs-

rates. Und dann führen wir die Detailberatung zu römisch I.  

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil), Präsident der Geschäftsprüfungs-

kommission (GPK): Die Geschäftsprüfungskommission hat den Geschäftsbericht 

des Regierungsrates wie jedes Jahr in den ihr gesetzlich zugewiesenen Bereichen 

geprüft. Dazu gehört hauptsächlich die Berichterstattung des Regierungsrates zur 

Geschäftsführung in den Teilen 1. Regierungsrat und 2. Direktionen und Staats-

kanzlei. Für die kantonalen Strafverfolgungsbehörden und die Jugendstrafrechts-

pflege ist die Zuständigkeit seitens des Kantonsrates bei der Justizkommission. 

Bei der Prüfung von Teil 3 des Geschäftsberichts, dem Finanzbericht, ist die Fi-

nanzkommission federführend.  

Die Geschäftsprüfungskommission beantragt Ihnen einstimmig, den Geschäfts-

bericht des Regierungsrates für das Jahr 2024 zu genehmigen. Die Geschäftsbe-

richterstattung entspricht den rechtlichen Vorgaben und hat sich in der vorliegen-

den Form grundsätzlich bewährt. Erstmals hat der Regierungsrat im Berichtsjahr 

einen separaten Risikobericht als Teil des neuen integralen Risikomanagements 

erstellt und berichtet über die zentralen Ergebnisse im Rahmen des vorliegenden 

Geschäftsberichts. Das integrale Risikomanagement hat der Regierungsrat auf-

grund der Erfahrungen aus der Corona-Pandemie (Covid-19-Pandemie) beschlos-

sen und in den letzten Jahren aufgebaut. Zuständig für die Durchführung ist die 

Kantonspolizei unter Beizug der Direktionen und der Staatskanzlei. Sie erstellt 

jährlich den Risikobericht zur Kenntnisnahme an den Regierungsrat sowie einen 

Plan «Risikosteuerung», der durch den Regierungsrat verabschiedet wird. Die Di-
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rektionen und die Staatskanzlei führen ein internes Risiko- und Kontinuitätsma-

nagement. Zudem melden sie der Finanzdirektion zuhanden des Geschäftsbe-

richts die finanziellen Risiken, die sich aus Beteiligungen, Leistungsverpflichtun-

gen, Garantien und der Erfüllung der staatlichen Aufgaben ergeben. Die GPK be-

grüsst es, dass der langjährigen Forderung nach einem integralen Risikomanage-

ment nun entsprochen wurde. Die vorliegende Berichterstattung zu den zentralen 

Risiken, mit denen sich der Kanton potenziell konfrontiert sieht, ist aus Sicht der 

GPK sachlich, strukturiert und verständlich. Die Kommission wird die vorgese-

hene jährliche Aktualisierung des Risiko-Reportings aufmerksam weiterverfol-

gen.  

Wie in den letzten Jahren richtet die GPK einige Empfehlungen an den Regie-

rungsrat, wie die Berichterstattung weiterentwickelt werden könnte. So regt sie 

an, dass bei der Berichterstattung zu den Volksabstimmungen bei den kantonalen 

Vorlagen zusätzlich angegeben wird, ob der Regierungsrat die Vorlage zur An-

nahme oder Ablehnung empfohlen hat. Dies ist Empfehlung 1.  

Weiter ist die GPK nach wie vor klar der Auffassung, dass eine politikbereichs-

übergreifende Lagebeurteilung nicht nur alle vier Jahre im Hinblick auf die neue 

Legislatur, sondern jährlich erfolgen muss. Sie erwartet deshalb vom Regierungs-

rat, dass er prüft, wie in einem separaten Kapitel eine solche Lageanalyse ausge-

baut werden und jährlich erfolgen könnte. Dies ist Empfehlung 2.  

Kritik gibt es in der GPK auch jedes Jahr an der Berichterstattung zur Umsetzung 

der Massnahmen zur Erfüllung der Legislaturziele. Das ist die Empfehlung 3. Die 

Massnahmen sind im Geschäftsbericht so lange als planmässig angegeben, wie 

sie bis zum Legislaturende umgesetzt werden können. Am Ende der Legislatur 

sind die Massnahmen dann praktisch alle abgeschlossen. Dies verunmöglicht aus 

Sicht der Kommission, dass der Massnahmenfortschritt im Geschäftsjahr seitens 

des Kantonsrates nachverfolgt werden kann. Die Staatskanzlei, die für die Koor-

dination des Geschäftsberichts seitens des Regierungsrates und der Direktionen 

zuständig ist, hat der GPK gegenüber angekündigt, dass sie im Hinblick auf den 

nächsten Legislaturwechsel prüfen werde, mit welchen Darstellungsformen sich 

der Fortschritt der Massnahmenumsetzung besser abbilden lässt.  

Weiter empfiehlt die GPK dem Regierungsrat, seinen Geschäftsbericht verstärkt 

auch für die Berichterstattung über die Umsetzung der Empfehlungen der kan-

tonsrätlichen Aufsichtskommissionen zu nutzen, wie dies das Kantonsratsgesetz 

in Paragraf 114 Absatz 3 vorsieht. Dies ist Empfehlung 4. Im vorliegenden Ge-

schäftsbericht 2024 erwähnte der Regierungsrat keine Empfehlungen der kantons-

rätlichen Aufsichtskommissionen.  

Kontrovers diskutiert hat die GPK die Anträge des Regierungsrates, im Rahmen 

des Geschäftsberichts fünf parlamentarische Vorstösse als erledigt abzuschreiben. 

Hierzu werde ich mich dann bei den einzelnen Anträgen kurz äussern. An der in 

der Kommission kontrovers geführten Diskussion zu den Abschreibungsanträgen 

zeigt sich klar, dass die Kommission die gegenwärtige Praxis, auf diesem Weg 

parlamentarische Vorstösse abzuschreiben, sehr kritisch sieht. Die gesetzlich vor-

gesehene Möglichkeit für solche Abschreibungen sollte nur dann zur Anwendung 
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kommen, wenn eine Abschreibung unstrittig und der Vorstoss offensichtlich er-

füllt oder erledigt ist. Für die Kommission besteht dringender Handlungsbedarf. 

Mit der provisorischen Überweisung der PI 159/2025, «Keine Abschreibung von 

Vorstössen über den Geschäftsbericht», am letzten Montag mit 127 Stimmen ist 

nun der erste Schritt hierzu getan.  

Im Namen der GPK danke ich dem Regierungsrat, der Staatsschreiberin (Kathrin 

Arioli) und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Direktionen und der 

Staatskanzlei für ihre im Berichtsjahr geleistete Arbeit. Die GPK beantragt Ihnen 

einstimmig, den Geschäftsbericht des Regierungsrates für das Jahr 2024 zu ge-

nehmigen.  

Die Mitte genehmigt ebenfalls den Geschäftsbericht 2024. Besten Dank. 

 

Tobias Mani (EVP, Wädenswil), Präsident der Justizkommission (JUKO): Mit 

dem Antrag zur Genehmigung des Geschäftsberichts des Regierungsrates zum 

Teil Strafverfolgung Erwachsene und Jugendstrafrechtspflege erstattet die JUKO 

jeweils auch kurz Bericht über ihre Tätigkeit im vergangenen Jahr. Die Justiz-

kommission hat auch dieses Jahr wieder 38 Amtsstellen visitiert. Hierzu gehören 

alle Gerichte im Kanton sowie sämtliche Staatsanwaltschaften. Anlässlich der Vi-

sitation sprechen die Mitglieder der Justizkommission mit den Verantwortlichen 

über aktuelle Themen und die durch die Justizkommission festgelegten Schwer-

punkte.  

Neben der Aufsichtstätigkeit hat die Justizkommission im Berichtsjahr die vakan-

ten Stellen für die Richterämter im Rahmen der Gesamterneuerungswahlen aus-

geschrieben. Die Prüfung der fachlichen und persönlichen Eignungen der Kandi-

datinnen und Kandidaten war sehr zeitaufwendig, zumal innert weniger Wochen 

über 100 Bewerbungsdossiers gesichtet und Interviews durchgeführt werden 

mussten. Die Gesamterneuerungswahlen haben letzte Woche stattgefunden und 

wir gratulieren den gewählten Richterinnen und Richtern zu ihrer Wahl.  

Nun ein paar Worte zur Strafverfolgung der Erwachsenen: Die Eingänge in der 

Strafverfolgung der Erwachsenen sind im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunken. 

Konkret sind 31'876 Geschäfte eingegangen. Die Zahl der Eingänge blieb somit 

weiterhin auf sehr hohem Niveau. Dank der zusätzlich bewilligten Ressourcen 

konnten die Pendenzen im Vergleich zum Vorjahr reduziert werden. Die Arbeits-

belastung der Mitarbeitenden ist aber weiterhin auf zu hohem Niveau.  

Ein Schwerpunkt im Berichtsjahr lag im Umgang mit Zuständigkeitskonflikten. 

In den letzten Jahren wurde eine zunehmende Tendenz festgestellt, dass bei un-

klarer örtlicher Zuständigkeit Fälle aus anderen Kantonen an Zürich abgegeben 

wurden. Dank des kantonalen Abwehrdispositivs konnte der Standort Zürich in 

wichtigen Gerichtsstandstreitigkeiten entscheidende Erfolge erzielen. Die Justiz-

kommission sieht in diesem Abwehrdispositiv ein wirksames Instrument, um den 

Standort Zürich vor umfangreichen, kostspieligen und ressourcenaufwendigen 

Verfahren zu schützen.  

Wie bei den Gerichten ist je länger, je mehr auch im Bereich der Strafverfolgung 

ein Fachkräftemangel zu spüren. Die Staatsanwaltschaften haben Massnahmen 

ergriffen und verstärken ihre Visibilität und Attraktivität, etwa durch die Präsenz 
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bei universitären Veranstaltungen oder durch die Schärfung der Berufsbilder. Die 

Arbeitsbelastung auf den Amtsstellen bleibt aber anhaltend hoch, was bei den 

Staatsanwaltschaften zu Überlastungssituationen führt. Die Justizkommission 

empfiehlt dringend, die Belastungssituation der Staatsanwaltschaften zu analysie-

ren. Nun liegt unterdessen mit dem RRB (Regierungsratsbeschluss) 487/2025 ein 

angepasster Entwicklungsplan vor. Weil der neue Entwicklungsplan nicht mehr 

in den Berichtszeitraum fällt, erfolgt an dieser Stelle keine Würdigung. Die Jus-

tizkommission wird diesen im neuen Berichtsjahr würdigen.  

Nun ein paar Worte zur Infrastruktur der Staatsanwaltschaften: Bereits im Jahr 

2020 wurden die neuen Arbeitsplätze im neuen Polizei- und Justizzentrum, PJZ, 

bezogen. Schwierige Einvernahmen konnten bisher mit polizeilichen Protokoll-

führenden durchgeführt werden. Nun hat die Kantonspolizei die Vereinbarung mit 

der Staatsanwaltschaft über den Einsatz der polizeilichen Protokollführenden ge-

kündigt. Unter dem Aspekt der Sicherheit ist der Abzug ein Sicherheitsverlust. 

Die Justizkommission bedauert die einseitige Beendigung der Vereinbarung und 

erwartet, dass eine nachhaltige Lösung gefunden wird.  

Das nationale Projekt Justitia 4.0 wurde auch im Jahr 2024 vorangetrieben. Wie 

alle Organisationen stellt die Digitalisierung auch die Staatsanwaltschaften vor 

besondere Herausforderungen. Die Justizkommission hat im Berichtsjahr erneut 

festgestellt, dass das Amt für die Informatik den Bedürfnissen der Staatsanwalt-

schaft zu wenig Gehör schenkt. Der gegenwärtige Support ist nach wie vor nicht 

auf dem erforderlichen Niveau. Selbst die Grundversorgung und die Basispro-

zesse sind mangelhaft. Die Justizkommission erwartet vom Amt für Informatik 

umgehende Anstrengungen, um den Support auf ein verlässliches Niveau zu brin-

gen.  

Zum Schluss noch ein paar Worte zur Jugendstrafrechtspflege: Die Jugendkrimi-

nalität im Kanton Zürich hat im Berichtsjahr insgesamt leicht abgenommen, aber 

die Jugendgewalt ist erneut angestiegen. Das Durchschnittsalter der straffälligen 

Jugendlichen ist weiter gesunken. Am 1. April 2024 hat Roland Zurkirchen die 

Nachfolge (von Marcel Riesen-Kupper) als Leiter der Zürcher Jugendanwalt-

schaften angetreten. Seit seiner Wahl befindet sich die Jugendstrafrechtspflege in 

einer Phase der Neustrukturierung und der Reorganisation.  

Das Berichtsjahr war geprägt von aussergewöhnlichen Fällen. Die Fälle zeigen, 

dass die Jugendanwaltschaft vermehrt mit komplexen Fällen zu tun hat, und man 

macht sich über künftige Spezialisierungen Gedanken. Auch werden Überlegun-

gen angestellt, hochkomplexe Jihad-Fälle einer Fachgruppe zuzuweisen und sich 

von Fachpersonen beziehungsweise Fachgruppen der nationalen Ebene unterstüt-

zen zu lassen.  

In Bezug auf die Versorgungslage beziehungsweise die Unterbringung von Ju-

gendlichen ist das mangelhafte Angebot für straffällige Jugendliche mit schweren 

psychischen Problemen immer noch eine grosse Herausforderung. Die Angebote 

sind oftmals Institutionen ausserhalb des Strafrechts. Das hat zur Folge, dass ge-

fährliche, gewaltbereite Täter von den Institutionen oft nicht aufgenommen wer-

den. Es ist nach wie vor schwierig, Jugendliche zu platzieren. Aus Sicht der Jus-

tizkommission ist es wichtig, dass Bewegung in diesen Bereich kommt.  
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Die Justizkommission beantragt Ihnen, den Geschäftsbericht des Regierungsrates 

zum Teil Strafverfolgung Erwachsene und Jugendstrafrechtspflege zu genehmi-

gen, und dankt ausdrücklich allen Mitarbeitenden ganz herzlich für ihren grossen 

Einsatz in dieser herausfordernden Zeit. Vielen Dank. 

 

Stefanie Huber (GLP, Dübendorf), Präsidentin der Aufsichtskommission über die 

wirtschaftlichen Unternehmen (AWU): Alte Hasen des Kantonsratsbetriebs wun-

dern sich, warum neben FIKO, GPK und JUKO nun noch die AWU ans Redner-

pult tritt. Seit 2019 übt die Aufsichtskommission über die wirtschaftlichen Unter-

nehmungen die Oberaufsicht über die Beteiligungen an der AXPO (Schweizer 

Energieunternehmen) und der Flughafen Zürich AG (FZAG) aus. Erstmalig haben 

wir in der a-Vorlage zum Geschäftsbericht 2021 des Regierungsrates über unsere 

Oberaufsichtstätigkeit berichtet. Da die a-Vorlage zum Geschäftsbericht des Re-

gierungsrates in der befrachteten Vorsommerferienzeit viel Lesestoff ist, möchten 

wir nach sechs Jahren Tätigkeit für einmal mündlich im Rat darauf hinweisen. 

Wichtig ist der AWU zu betonen, dass unsere Ansprechpersonen die zuständigen 

Regierungsratsmitglieder und ihre Direktionen sind. Es geht nicht in erster Linie 

um die Aktivitäten der AXPO Holding AG oder der FZAG selbst, sondern darum, 

wie Regierung und Verwaltung damit umgehen und welche Massnahmen sie er-

greifen, damit sich AXPO und FZAG in eine vom Kanton gewünschte Richtung 

entwickeln. Die Oberaufsicht befasst sich damit, ob die Interessen des Kantons 

gewahrt werden, der Umgang mit den Risiken für Kanton und Volkswirtschaft 

angemessen ist und die Leistungserfüllung für den Kanton zielgerichtet erfolgt. 

Beispielsweise hat sich die AWU mehrfach damit befasst, wie die Regierung mit 

den von ihr portierten Verwaltungsratsmitgliedern in den beiden Unternehmun-

gen interagiert und diese für die kantonalen Anliegen sensibilisiert. Ich betone 

«sensibilisiert», denn ein Weisungsrecht gibt es nur bei den im Flughafengesetz 

vermerkten Sperrminoritäten. Bei der AXPO interessiert sich die AWU auch für 

die Kooperation der Regierung mit der EKZ-Vertretung (Elektrizitätswerke des 

Kantons Zürich), da die EKZ ja auch wieder eine selbstständige Anstalt des Kan-

tons sind. Die AWU diskutiert jeweils auch AXPO-Themen mit der EKZ-

Vertretung, um deren Sicht der Dinge zu kennen.  

Selbstverständlich liest die Kommission aufmerksam, was sich bei den beiden 

Unternehmen tut, und fragt bei den Direktionen nach, wenn Themen, wie bei-

spielsweise die Entlöhnung bei der AXPO oder Abwicklungsprobleme am Flug-

hafen, in der Öffentlichkeit von sich reden machen, um nur zwei bekannte Bei-

spiele herauszupicken. Es geht dann aber immer um die Reaktionen der Direktio-

nen. Die AWU behandelt als regelmässige Traktanden die jährlichen Umset-

zungsberichte zur Eigentümerstrategie des Unternehmens sowie bei der FZAG 

zusätzlich den Flughafenbericht. Wenn neue Eigentümerstrategien vorgelegt wer-

den, wie das bei der FZAG im letzten Jahr der Fall war, bringen wir unser Wissen 

mit ein. Bei der FZAG bespricht die AWU ausserdem die Flughafenpolitik, ein 

Dokument, das wenigen präsent ist. Wertvoll sind auch die Berichte der Finanz-

kontrolle zu ihren Aufsichtsprüfungen, beispielsweise bezüglich des Beteili-



- 6 - 

gungscontrollings bei der FZAG durch die Volkswirtschaftsdirektion. Nicht zu-

letzt befasst sich die AWU auch mit der Berichterstattung der Regierung im vier-

teljährlichen Strategiebericht zu den Beteiligungen und dem jährlichen Bericht 

zum Beteiligungscontrolling. Dort schliessen wir uns den von der Finanzkontrolle 

sehr fundiert verfassten Empfehlungen an, was die Aussagekraft des Berichts an-

belangt.  

Ein Unterschied zwischen den beiden Unternehmen besteht in der Eigentü-

merstruktur und der Börsenkotierung. Die FZAG ist an der Börse kotiert, der Kan-

ton Zürich ist der mit Abstand grösste Eigner. Die AXPO ist in den Händen von 

Kanton und Kantonswerken, aber auch hier ist der Kanton Zürich zusammen mit 

den EKZ der grösste Eigner.  

Zum Abschluss noch ein paar jahresspezifische Kommentare zu unserer Aktivität, 

zuerst zur FZAG: In der KEVU (Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt) 

wurde im letzten Jahr die vom Regierungsrat zur Genehmigung beantragte Eigen-

tümerstrategie (Vorlage 5964) behandelt. Die AWU hat einen Mitbericht verfasst, 

welcher sich in den wichtigen Punkten mit den Feststellungen der Finanzkontrolle 

überschnitt. Wir begrüssen es, dass die überarbeitete Strategie noch in dieser Le-

gislatur vorgelegt und beraten werden soll. Beim Flughafen waren sodann die 

Lärmmissionen in den Nachtstunden sowie die bereits ergriffenen Massnahmen 

dazu ein Thema. Mehrfach hat die AWU auch Fragen bezüglich der Auslandpro-

jekte der FZAG gestellt, da diese vom Kanton als Eigentümer in Bezug auf das 

Reputationsrisiko, aber auch die Grössenordnung der Investitionen ein Augen-

merk verlangen.  

AXPO Holding AG: Die Eigentümerstrategie für die AXPO-Beteiligung ist ähn-

lich alt wie jene für die FZAG. Hier spielt jedoch mit hinein, dass der NOK-

Gründungsvertrag (Nordostschweizerische Kraftwerke) noch immer nicht abge-

löst werden konnte. Die AWU hat in ihrem Bericht formuliert, dass sie eine aktive 

Rolle der Eigentümerschaften zur Erarbeitung eines neuen Vorschlags erwartet. 

Weiter waren im letzten Jahr Thema: Die Aufarbeitung des Rettungsschirms, die 

Diversifikationsstrategie der AXPO und das Verständnis der Risiken vor allem 

der internationalen Aktivitäten und verschiedene Kommunikationsereignisse bei 

der AXPO, welche manchmal Zweifel an der Einschätzungsfähigkeit der AXPO-

Führung aufkommen lassen.  

Ich komme zum Schluss: Die AWU bedankt sich für den in den letzten sechs 

Jahren entstandenen Dialog und den Austausch sowohl mit der Baudirektion und 

der Volkswirtschaftsdirektion wie auch mit der EKZ-Vertretung. Ein Dank geht 

auch unserer Kommissionssekretärin Sandra Freiburghaus, die die Unterlagen je-

weils sehr sorgfältig aufbereitet. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

 

René Isler (SVP, Winterthur): Die Geschäftsprüfungskommission übt – wir haben 

es vom Präsidenten der GPK gehört – im Auftrag dieses Rates die parlamentari-

sche Kontrolle über den Regierungsrat, die kantonale Verwaltung sowie andere 

Träger öffentlicher Aufgaben aus. Im Rahmen der Oberaufsicht prüfen wir zudem 

den Geschäftsbericht des Regierungsrates in den ihr gesetzlich zugewiesenen Be-
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reichen. Eine nach Sachthemen gegliederte Prüfung der Regierungs- und der Ver-

waltungstätigkeit nimmt die GPK jeweils in ihrem jährlichen Tätigkeitsbericht 

vor. So ist es denn auch so, dass gemäss Paragraf 27 des Gesetzes über Controlling 

und Rechnungslegung bekanntlich der Regierungsrat in seinem Geschäftsbericht 

auch Rechenschaft über die wichtigsten Entwicklungen des vergangenen Jahres 

im Kanton abgibt. Aus unserer Sicht, aus Sicht der GPK, macht er dies sehr de-

tailliert für die Direktionen, die Staatskanzlei und die einzelnen Leistungsgrup-

pen, jedoch nur sehr beschränkt für den ganzen Kanton betreffende Ereignisse 

und Entwicklungen. Deshalb hat die GPK in den letzten Jahren wiederholt kriti-

siert, dass eine politikbereichsübergreifende Lagebeurteilung mit jährlicher Ana-

lyse im Geschäftsbericht weitgehend fehlt. Dem ist auch heute noch so. Die GPK 

hält deshalb fest, dass es eine Kernaufgabe des Regierungsrates als Kollegialbe-

hörde ist, eine solche Lagebeurteilung fortlaufend vorzunehmen. An der diesbe-

züglichen Berichterstattung des Regierungsrates und der kritischen Würdigungen 

durch die GPK hat sich im Berichtsjahr leider nichts grundlegend geändert. Der 

Regierungsrat beschränkt sich nach wie vor, wie in den Vorjahren, auf ein Über-

blickskapitel als Einleitung zum Teil 1 des Geschäftsberichts, worin er einzelne 

wichtige Ergebnisse und Entwicklungen im Berichtsjahr hervorstreicht. Wir, die 

GPK, erwarten deshalb nochmals mit Nachdruck vom Regierungsrat, dass er die 

politikbereichsübergreifende Lagebeurteilung im Rahmen seines jährlichen Ge-

schäftsberichts erweitert und prüft, wie in einem separaten Kapitel vertiefter und 

systematischer auf politikübergreifende Ereignisse und Entwicklungen im Be-

richtsjahr eingegangen werden kann.  

Dann noch zu etwas Unerfreulichem: Der Regierungsrat kann ja bekanntlich in 

seinem Geschäftsbericht dem Kantonsrat einen begründeten Antrag auf Abschrei-

bung einer Motion oder eines Postulates stellen. Lehnt der Kantonsrat den Antrag 

auf Abschreibung einer Motion ab, bleibt der Regierungsrat verpflichtet, innert 

sechs Monaten nach der Ablehnung Gesetzesbestimmungen oder einen Kantons-

ratsbeschluss zu unterbreiten. Bei der Ablehnung eines Antrags auf Abschreibung 

eines Postulates steht dem Regierungsrat eine Behandlungsfrist von mindestens 

sechs Monaten zu. Die GPK sieht die gegenwärtige Praxis der Abschreibung von 

parlamentarischen Vorstössen über den Geschäftsbericht – Sie haben es vom Prä-

sidenten gehört – sehr kritisch. Aus Sicht der GPK sollte die gesetzlich vorgese-

hene Möglichkeit für solche Abschreibungen nur dann zur Anwendung kommen, 

wenn eine Abschreibung unstrittig, der Vorstoss offensichtlich erfüllt oder ander-

weitig erledigt worden ist. Was die Häufigkeit abgeschriebener Geschäfte und die 

zunehmenden Fristenverlängerungen von Geschäften angeht, müssen wir als Ge-

samtkantonsrat nüchtern zur Kenntnis nehmen, wie schwach wir eigentlich als 

Parlament unterwegs sind. Ich versichere Ihnen, ein solches Gebaren seitens der 

Gesamtregierung wäre vor zehn bis fünfzehn Jahren in diesem Parlament nicht 

geduldet worden. Da hätte es über alle Parteien hinweg eine einzige Schelte an 

den Gesamtregierungsrat gegeben. Aber wir sind wirklich einfach nur noch mit 

uns selber beschäftigt.  

Trotz dieser kritischen Worte nimmt die SVP-Fraktion diesen Geschäftsbericht 

des Regierungsrats zur Kenntnis und wird ihm knurrend zustimmen. Über die 



- 8 - 

weiteren Abschreibungen dieser Motionen beziehungsweise dieses Postulates 

werden wir zu gegebener Zeit dann unsere Anträge stellen. 

 

Davide Loss (SP, Thalwil): Die GPK übt die parlamentarische Oberaufsicht über 

den Regierungsrat und die kantonale Verwaltung aus. Und ich muss Ihnen sagen, 

das ist eine der spannendsten Aufgaben, die man sich als Kantonsratsmitglied vor-

stellen kann. Die GPK hat auch dieses Jahr überprüft, ob der Regierungsrat ver-

hältnismässig und zweckbezogen gearbeitet hat und ob er mit der Erfüllung der 

Legislaturziele auf Kurs ist. Die Legislaturziele sind indes sehr allgemein gehal-

ten, wenig griffig, und – wenig erstaunlich – sind auch fast alle Ziele auf Kurs. In 

diesem Zusammenhang wünscht sich die GPK konkret messbare, vielleicht auch 

ein bisschen mutigere und visionärere Ziele, wo man auch konkret messen kann, 

was der Regierungsrat vorhat und wohin es mit unserem Kanton gehen soll.  

Der Geschäftsbericht gibt einen guten Überblick über das Funktionieren der kan-

tonalen Verwaltung und des Regierungsrates im vergangenen Jahr. Positiv ist 

auch die vermehrte direktionsübergreifende Zusammenarbeit zu erwähnen. So hat 

man es mit dem Projekt «Aurora» erstmals geschafft, wenigstens die wichtigsten 

personellen Abläufe zu vereinigen. Dieses Projekt ist aber noch nicht am Ziel, die 

GPK wird die Umsetzung weiterhin kritisch begleiten. Weiterhin wird die GPK 

auch die Umsetzung der weiteren Informatikprojekte in der Regierung und der 

kantonalen Verwaltung mit Argus-Augen begleiten. Es sind nämlich sehr viele 

Informatikprojekte, und einige davon kommen nicht wunschgemäss voran.  

Weiter hat die SP-Fraktion wenig Verständnis dafür, dass die Regierung den Ge-

schäftsbericht auch dieses Jahr dazu nutzt, um zentrale Vorstösse, unter anderem 

Motionen, ohne vertiefte Prüfung abschreiben zu lassen. Dies ist nicht nachvoll-

ziehbar und kommt einer Arbeitsverweigerung gleich. Vor allem aber wird damit 

das Parlament geschwächt. Auch wenn die SP-Fraktion nicht alle abzuschreiben-

den Vorstösse mitgetragen hat, so spricht sie sich, unabhängig vom Inhalt der 

Vorstösse, dezidiert dagegen aus, dass teils gewichtige gesetzgeberische Projekte 

vor der Ausarbeitung einer Vorlage bereits beerdigt werden sollen. Im Rahmen 

des Geschäftsberichts sollten nur Vorstösse abgeschrieben werden, die im Rah-

men des Geschäftsberichts und auch des Geschäftsjahrs vertieft bearbeitet wur-

den, die offensichtlich unbestritten sind und bei denen auch das Ergebnis dieser 

vertieften Analyse hervorgeht oder die im Rahmen des Geschäftsberichts erfüllt 

und damit obsolet sind. Das ist hier aber klar nicht der Fall, wir werden darauf 

zurückkommen.  

Eine der grössten Herausforderungen wird in den kommenden Jahren die Digita-

lisierung sein. Das Amt für Informatik muss diesbezüglich in der kantonalen Ver-

waltung eine Schlüsselrolle einnehmen, soll aber unbedingt auch die Besonder-

heiten der einzelnen Direktionen nicht ausser Acht lassen. 

Schliesslich fehlt auch dieses Jahr weitgehend ein übergeordnetes Management 

des Regierungsrats als Gesamtgremium. Ich kann mir die Bemerkung nicht ver-

kneifen: Wir haben sieben Königreiche mit sieben Königinnen und Königen, und 

das wird vermutlich auch immer so sein, solange die Mitglieder des Regierungs-

rates durch das Volk gewählt werden. Die Empfehlungen der Legislative werden 
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zwar zur Kenntnis genommen und auch punktuell umgesetzt, soweit dies gerade 

passt, doch der Regierungsrat regiert in seinen sieben Direktionen und kaum als 

Gesamtgremium. Zusammenarbeit ist wichtig und dazu gehört, dass man auch 

über den eigenen Garten hinausdenkt. Die Zeit des Gärtli-Denkens ist vorbei. 

Stets wird ein erheblicher Machtverlust befürchtet, sobald eine Problematik di-

rektionsübergreifend gelöst und vereinheitlicht werden soll. Dagegen gibt es nur 

ein Patentrezept: Die Volkswahl der Mitglieder des Regierungsrates gehört abge-

schafft (Heiterkeit und Unruhe im Saal). Nur so kann sichergestellt werden, dass 

sich die Mitglieder des Regierungsrates dem Kantonsrat verpflichtet fühlen und 

eng mit diesem zusammenarbeiten. Die Demokratiebewegung ist mit der Volks-

wahl des Regierungsrates in der Tat aus meiner Sicht einen Schritt zu weit gegan-

gen.  

Insgesamt muss man aber sagen, dass der Regierungsrat seine Arbeit gut gemacht 

hat, der Kanton Zürich ist gut aufgestellt, und ich möchte im Namen der SP-

Fraktion ganz herzlich für die geleistete Arbeit danken. Wir von der SP-Fraktion 

werden den Geschäftsbericht genehmigen. Vielen Dank. 

 

Yiea Wey Te (FDP, Unterengstringen): Davide Loss, du hast ein bisschen Unruhe 

in den Raum gebracht, gute Ideen hast du da erwähnt, das finde ich lustig und gut.  

Nun zum Geschäft: Die Geschäftsprüfungskommission hat sich vertieft mit den 

ersten beiden Teilen des Geschäftsberichts des Regierungsrates auseinanderge-

setzt. Es ist dem Regierungsrat grundsätzlich gut gelungen. Es liegt in der Natur 

der Sache, dass ein Jahresbericht selbst in dieser Ausführlichkeit nicht alles ab-

bilden kann, was im Jahr 2024 geschehen ist. Umso wichtiger ist es, sich auf das 

Wesentliche zu konzentrieren, ohne dabei das Gesamtbild aus den Augen zu ver-

lieren. Ebenso zentral ist es, dass der Bericht in einer für unsere Bürgerinnen und 

Bürger verständlichen Sprache verfasst ist. Die GPK setzt genau hier an und 

nimmt dabei im Rahmen der Oberaufsicht die Aufgabe wahr, den Geschäftsbe-

richt des Regierungsrates kritisch zu beurteilen und bei Bedarf konkrete Empfeh-

lungen abzugeben. Wie der Präsident der GPK bereits ausgeführt hat, hat die 

Kommission vier Empfehlungen ausgesprochen, in der Überzeugung, dass diese 

dazu beitragen, den Bericht noch klarer und vollständiger zu machen. Die FDP 

unterstützt alle vier Empfehlungen der GPK, zwei davon möchte ich kurz hervor-

heben. 

Erstens: Die GPK regt mit Nachdruck an, bei kantonalen Volksabstimmungen je-

weils auszuweisen, ob der Regierungsrat die Annahme oder Ablehnung empfoh-

len hat. Auch die FDP erachtet diese Ergänzung als sinnvoll. Eine solche konso-

lidierte Übersicht verbessert die Nachvollziehbarkeit für die Bevölkerung und för-

dert das Verständnis für die Haltung des Regierungsrates in wichtigen politischen 

Fragen.  

Zweitens: Wiederholt stellt die GPK fest, dass im Geschäftsbericht eine politik-

bereichsübergreifende Lagebeurteilung mit jährlicher Analyse weitgehend fehlt. 

Diese Beurteilung wäre jedoch zentral nicht nur für die strategische Führung, son-

dern auch für die politische Transparenz. Die Legislaturplanung alle vier Jahre 

genügt aus Sicht der FDP in keiner Weise, gerade in einer Zeit, die von raschen 
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Veränderungen, geopolitischen Entwicklungen und neuen Herausforderungen ge-

prägt ist. Deshalb unterstützt die FDP die Empfehlung, im nächsten Geschäftsbe-

richt ein eigenes Kapitel aufzunehmen, das die übergeordneten Entwicklungen 

analysiert und in den Gesamtkontext stellt. Zu den Empfehlungen 3 und 4 hat die 

Staatskanzlei mitgeteilt, sie werde prüfen, wie diese in Zukunft berücksichtigt 

werden können. Wir sind gespannt und danken im Voraus für die Bemühungen.  

Ein paar Worte noch zur Abschreibung parlamentarischer Vorstösse im Ge-

schäftsbericht: Wie auch die GPK steht die FDP der heutigen Praxis sehr kritisch 

gegenüber. In wenigen und klaren Fällen mag eine Abschreibung im Rahmen des 

Geschäftsberichts vertretbar sein, nämlich dann, wenn der Vorstoss unbestritten, 

offensichtlich erfüllt oder erledigt ist. Doch der parlamentarische Prozess darf 

dadurch keinesfalls untergraben oder umgangen werden. In diesem Bericht bean-

tragt der Regierungsrat die Abschreibung von vier Motionen und einem Postulat, 

teils trotz der ablehnenden Haltung der Erstunterzeichnenden. Das ist nicht ak-

zeptabel. Aus diesem Grund wurde eine breit abgestützte parlamentarische Initi-

ative eingereicht, die Abschreibungen über den Geschäftsbericht künftig aus-

schliessen will. Diese Initiative wurde letzten Montag mit 127 Stimmen vorläufig 

unterstützt. Heute hat der Regierungsrat in seinem Geschäftsbericht die Abschrei-

bung von Vorstössen beantragt und er kann dies auch tun. Die FDP hat diese An-

träge einzeln, unabhängig von den kritischen Punkten von vorhin, beurteilt. Die 

einzelnen Anträge behandeln wir im Anschluss.  

Abschliessend möchte ich im Namen der FDP dem Regierungsrat und der gesam-

ten kantonalen Verwaltung für die geleistete Arbeit danken. Unser Dank gilt auch 

dem Kommissionssekretariat, namentlich Christian Hirschi und Marie Drath, für 

die wertvolle Unterstützung. Die FDP-Fraktion wird den Geschäftsbericht geneh-

migen. Besten Dank. 

 

Benno Scherrer (GLP, Uster): Der Regierungsrat legt mit seinem Geschäftsbe-

richt Rechenschaft ab über seine vielfältigen Tätigkeiten für den Kanton Zürich. 

Es ist ein imposantes Werk, ja, eine Trilogie. An wen richten sich diese drei 

Bände? Für eine PR-Broschüre ist es viel zu umfassend. Für die Bürgerinnen und 

Bürger, wie mein Vorredner das sagte, ist das wohl zu kompliziert und zu aus-

schweifend. Ich bezweifle also, dass Bürgerinnen und Bürger die Adressaten sind. 

Also richtet sich das Dokument wohl an uns Kantonsrätinnen und Kantonsräte, 

damit wir die Arbeit des Regierungsrates kritisch würdigen können. Wir tun das 

intensiv und mit Ernsthaftigkeit, sicher alle mit ihrem politischen Fokus, und zu-

sammen gibt das dann ein deutliches Bild, auch mit Empfehlungen der GPK, die 

wir von den Grünliberalen stützen.  

Letztes Jahr haben wir von der GPK gefordert, der Regierungsrat solle stärker auf 

die Massnahmen zur Umsetzung der Legislaturziele eingehen. Das fehlt weiter-

hin. Es fällt auf, dass fast alle Legislaturziele planmässig, also auf Kurs, seien. 

Selbstreflexion oder Kritik fehlt weitgehend. Und richtig messbar sind viele Le-

gislaturziele nicht und deshalb werden sie mit ein paar Worten beschrieben und 

als Erfolg verkauft. Wir sehen das etwas kritischer und der Regierungsrat dürfte 

das auch offener und kritischer tun. Es ist ja eben keine PR-Broschüre.  
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Dass nun eine Risikoanalyse vorliegt, würdigen wir wie alle anderen Sprecherin-

nen und Sprecher auch positiv. Danke. Ich sehe noch ein Risiko, nämlich das Ri-

siko, dass der Regierungsrat trotz Matrix Themen zu wenig auf dem Radar haben 

kann. Wer hätte vor vier Jahren mit einer Pandemie von diesem Ausmass gerech-

net? Wer hätte mit dem Angriffskrieg Russlands auf ein europäisches Land ge-

rechnet? Ob die Regierung diese disruptiven Ereignisse mit dieser Risiko-Matrix 

besser hätte antizipieren können? Wir hoffen es sehr. Wir gehen davon aus, dass 

diese Risikobeurteilung wirklich laufend vorgenommen wird, damit der Kanton, 

soweit das überhaupt möglich ist, gegen solche Risiken gewappnet ist.  

Zu den Ideen von Davide Loss: Diese müsste er wohl zuerst noch etwas detail-

lierter ausführen. Proporzwahl, Wahl durch das Parlament wie der Bundesrat? Da 

gehe ich dann gerne einmal darauf ein, aber eher bilateral, du weisst schon, wo 

wir das machen werden.  

Zu den Abschreibungen spreche ich dann bei der Detailberatung. Die Grünlibera-

len danken allen Beteiligten in Regierung, Verwaltung und Parlament für ihre Ar-

beit. Danke. 

 

Edith Häusler (Grüne, Kilchberg): Es ist die Aufgabe der Oberaufsicht, den Ge-

schäftsbericht des Regierungsrats zu beurteilen und, wenn nötig, die entsprechen-

den Empfehlungen bei Unklarheiten anzubringen. Die GPK hat ihre Empfehlun-

gen aus dem vergangenen Bericht überprüft und festgestellt, dass deren Umset-

zung noch nicht in allen Bereichen zu voller Zufriedenheit stattgefunden hat. Und 

jetzt kann man sich fragen: Sind wir eigentlich ein zahnloses Gremium? Ich denke 

nicht, hier könnte man vielleicht eher sagen «steter Tropfen höhlt den Stein», min-

destens bei einer Empfehlung hat sich doch jetzt etwas getan. Bei vielen Themen 

aber fehlt die politische Würdigung sowie ein Ausblick darauf, wie es bei diesen 

Geschäften weitergehen soll. Die Kategorie «planmässig» für die Bewertung der 

Umsetzung der Legislaturziele ist zum Beispiel zu wenig aussagekräftig. Häufig 

fehlen konkrete Aussagen dazu, auf welchen Zeitpunkt eine Umsetzung geplant 

ist. Nicht abgeschlossene Geschäfte aus dem letzten Geschäftsbericht sollten er-

neut aufgelistet werden mit Informationen zum aktuellen Stand.  

Der Geschäftsbericht der Regierung ist vor allem auch für die Bevölkerung von 

Interesse oder sollte es zumindest sein. Wie sieht die Lage in unserem Kanton 

hinsichtlich Arbeitsmarkt und Finanzen aus? Welches werden die kurzen und mit-

telfristigen Herausforderungen sein, auch bezüglich möglicher Risiken für die Be-

völkerung? Daher ist nun positiv zu werten – das habe ich gemeint mit «steter 

Tropfen höhlt den Stein» –, dass für das Thema Risikomanagement im Geschäfts-

bericht ein eigenes Kapitel aufgenommen wurde. Über diese Umsetzung einer der 

wiederkehrenden Empfehlungen hat sich die Kommission gefreut. Im Rahmen 

des nun vorliegenden integralen Risikomanagements wurden die zehn Top-Risi-

ken aufgrund ihrer Grösse und Wirkungsvielfalt in der Verwaltung eingestuft. Die 

identifizierten Risiken wurden den drei Gefährdungsbereichen Gesellschaft, Na-

tur und Technik zugeordnet und in einer Risiko-Matrix anhand ihrer Eintritts-

wahrscheinlichkeit und ihres Schadenausmasses für alle verständlich und über-

sichtlich visualisiert.  
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Und noch eine Bemerkung zum Geschäftsbericht: Bei der Zusammenstellung zu 

den Volksabstimmungen wäre es aus Sicht der GPK bei den kantonalen Abstim-

mungen auch nützlich zu wissen, ob die Vorlagen vom Regierungsrat zur An-

nahme oder Ablehnung empfohlen wurden. Das fehlt und hätten wir gerne in Zu-

kunft.  

Zu den Abschreibungen der Motion äussere ich mich separat. Die Grüne/CSP-

Fraktion ist mit dem Geschäftsbericht grundsätzlich zufrieden. Wir nehmen ihn 

an und danken vor allem der Staatskanzlei und der Verwaltung für ihre geleistete 

Arbeit und im Speziellen unserem Sekretär Christian Hirschi und Marie Drath für 

die super geleistete Arbeit. Besten Dank. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Wenn man den Geschäftsbericht der Regierung 

anschaut, kommt man nicht darum herum zu bemerken, dass der Geschäftsbericht 

in weiten Teilen auch eine Werbebroschüre für die Regierungsarbeit ist. Eine kri-

tische Beurteilung des eigenen Wirkens suchen wir hier weitgehend vergebens. 

Die Texte wirken wie aus der Marketingabteilung, es ist in weiten Teilen ein 

Schönwetterbericht. Bewölkung oder frostiges Wetter findet sich im Bericht 

hauptsächlich bei den Bildern. Und am auffälligsten ist eigentlich alle Jahre wie-

der das Gleiche, dass nämlich eine tatsächliche Berichterstattung über die Legis-

laturziele und deren Stand nicht wirklich stattfindet. Sie werden in über 90 Pro-

zent der Fälle als planmässig eingestuft – wir haben es bereits gehört – und kom-

men eigentlich kaum in Verzug. Wenn wir beispielsweise das Regierungsratsziel 

10g ansehen, das die Umsetzung der Cybersicherheitsstrategie beinhaltet, dann 

beschreibt es eher, was diese Strategie beinhaltet und was hiervon nun implemen-

tiert wurde, was ich auch alles gut finde. Beispielsweise gibt es nun ein Bug-

Bounty-Programm und es werden die Prüfungen der Lieferantenketten vorgenom-

men. Das ist alles gut, das befürworte ich alles, nur habe ich das Gefühl: Ist das 

nun erfolgreich abgeschlossen? Was ist weiter geplant? Ich weiss es nicht. Beim 

Regierungsratsziel 6b wird über die neu lancierte Geschäftsstelle Impuls Mobili-

tät berichtet und einen neu im Internet aufgeschalteten Werkzeugkasten Elektro-

Mobilität, und es wird auch berichtet, dass diese Angebote offenbar gut genutzt 

werden. Gratulation, das hört sich doch auch gut an, ist dieses nicht auch abge-

schlossen? Aber der Status ist weiter «planmässig». Was ist denn weiter geplant, 

was kommt noch? Auch hier, ja, ist es schwierig. Wir wissen es nicht, es ist halt 

einfach immer alles planmässig und in Butter. Daraus kann ich eigentlich nur ei-

nen Schluss ziehen: Vielleicht müssen wir in Zukunft auch grosse Informatik- und 

Bauprojekte ab nächster Legislatur zu Legislaturzielen erheben, dann können 

diese planmässig und störungsfrei abgeschlossen werden.  

Grundsätzlich gut gefällt uns – und ist in unseren Augen auch sachdienlich – der 

Zahlenteil sowie auch der neue Risikobericht, der erstmals im Geschäftsbericht 

ist. Betreffend die Abschreibungen kann ich mich hier nur meinen Vorrednern 

anschliessen. Eine Abschreibung über den Geschäftsbericht sollte nur in Ausnah-

mefällen erfolgen und muss sonst ordentlich traktandiert werden, damit dies den 

normalen Weg nimmt. Im aktuellen Geschäftsbericht sind wir bei allen Vorlagen 
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der Meinung, dass eine Abschreibung über den Geschäftsbericht so nicht ange-

bracht ist. Teils wäre eine Abschreibung im Rahmen einer anderen Vorlage allen-

falls zu diskutieren gewesen, und bei anderen Vorstössen soll offenbar sogar eine 

Diskussion ganz vermieden werden und daher ganz elegant über den Geschäfts-

bericht abgeschrieben werden. Aber bei allen Abschreibungen ist festzuhalten, 

dass diese nicht unumstritten sind und dass auch die entsprechenden Einreicher 

damit nicht einverstanden sind, dies also so nicht angebracht ist. Leider müssen 

wir von der AL aber auch feststellen, dass, obwohl ausser der SVP letzte Woche 

alle Fraktionen einen Vorstoss diesbezüglich unterstützt haben – wir haben es be-

reits gehört –, sich trotzdem nicht alle der beteiligten Parteien dazu durchringen 

konnten, die Abschreibung aller Vorstösse hier im Rat konsequent abzulehnen. 

Oder anders gesagt: Was kümmert mich mein Geschwätz von letzter Woche? Wir 

von der AL sprechen auf jeden Fall nicht mit gespaltener Zunge und werden die 

Abschreibung aller Vorstösse, unabhängig ihrer politischen Couleur, konsequent 

ablehnen und zu einzelnen Vorstössen auch noch sprechen. Besten Dank. 

 

Beat Bloch (CSP, Zürich): Die Präsidentin der AWU hat Ihnen die wesentlichen 

Tätigkeiten der Kommission umfassend präsentiert. Ich kann hier auf entspre-

chende Wiederholungen verzichten. Was sich aber zusätzlich gezeigt hat, ist, dass 

die AWU in der Oberaufsicht über die Beteiligungen des Kantons bei der AXPO 

und bei der Flughafen AG angekommen ist. Früher lag diese Aufgabe ja nicht bei 

der AWU und es wurde vonseiten des Kantonsrates, gelinde gesagt, wenig ge-

macht. Eine Aufsicht über eine Beteiligung ist natürlich etwas anderes als über 

ein Unternehmen, das zu 100 Prozent dem Kanton Zürich gehört. Dementspre-

chend musste sich die AWU in ihre neue Aufgabe eindenken und einfinden. In 

der Zwischenzeit ist dies aber geschehen und die Kommission begegnet ihren An-

sprechpartnern, insbesondere auch dem Regierungsrat, auf Augenhöhe. So konnte 

sie beispielsweise bei der FZAG darauf hinweisen, dass die Risiken des Kantons 

nicht deckungsgleich mit denjenigen der AG sind und dass bei einem Auslanden-

gagement das Reputationsrisiko des Kantons nicht das gleiche ist wie das Unter-

nehmerrisiko der FZAG. Hier konnte der entsprechende Blick bei der Regierung 

geschärft werden, sodass in Zukunft mit anderen Voraussetzungen an diese Fra-

gen herangegangen wird.  

Parlamentarische Aufsichtskommissionen werden oft belächelt, da sie über wenig 

finanzielle und personelle Ressourcen verfügen und ihnen vermeintlich oft auch 

das nötige Fachwissen fehlt. Im Kanton Zürich hat sich jedoch gezeigt, dass mit 

der Aufsicht über die Beteiligungen einiges in Bewegung geraten ist und auch 

vonseiten der Regierung ein Umdenken stattgefunden hat und der Kommission 

der nötige Respekt entgegengebracht wird. Die Grünen begrüssen diese Entwick-

lung sehr und sind überzeugt: Wenn die AWU weiterhin genau hinschaut, ist das 

ein Gewinn für den ganzen Kanton Zürich. 

 

Wilma Willi (Grüne, Stadel): Ich rede zum Teil 2, Direktionen, konkret zum RRZ 

(Regierungsratsziel) 2g: Im Kanton Zürich absolvieren rund 80 Prozent der Ju-
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gendlichen eine Berufslehre. Im Jahr 2024 haben insgesamt 12'954 junge Men-

schen eine berufliche Grundbildung mit dem Eidgenössischen Fähigkeitszeugnis, 

EFZ, abgeschlossen. Spätestens am 11. Juli 2025, also noch diese Woche, erhalten 

abermals Tausende von Berufslernenden ihre Ergebnisse der diesjährigen Lehr-

abschlussprüfung, der sogenannten Qualifikationsverfahren, und sind dann ge-

wappnet für die Zukunft.  

Zu meiner Interessenbindung: Ich bin seit bald 25 Jahren Lehrperson an einer Be-

rufsfachschule. Die duale Bildung ist ein Erfolgsmodell der Schweiz und absolut 

einzigartig. Der Kanton Zürich hat gerade deshalb im Jahr 2024 die Kampagne 

«Zukunft Zürich» lanciert, um 7400 neue Lehrstellen zu schaffen, denn Zürich 

braucht sie. Genau so sollte es sein, vorausschauend und zukunftsgerichtet. Umso 

erfreulicher war es, dass sich der Regierungsrat mit dem Legislaturziel RRZ 2g 

zum Ziel gesetzt hat, während dieser Legislatur für die wachsende Zahl an Aus-

zubildenden im Kanton Zürich genügend Schulraum bereitzustellen und eine vo-

rausschauende Flächensicherung voranzutreiben. Geschätzte Mitglieder des Re-

gierungsrates, wir schreiben nun das Jahr 2025 und reiben uns verwundert die 

Augen. Wo bleiben diese wichtigen Ziele für ausreichenden Schulraum und die 

notwendige Flächensicherung? Wo sind Mut und Engagement für die Zukunft? 

Einen ersten Vorgeschmack bekamen wir bereits in der Budgetdebatte im Dezem-

ber 2024, als wir eindringlich darauf hinwiesen, dass das Legislaturziel im Be-

reich Schulraum für die Berufsbildung zwingend und dringend umzusetzen sei 

und, wenn nicht, wir vor einem grossen Scherbenhaufen stünden. Wo stehen wir 

nun heute? Die Berufsfachschulen, die instandgesetzt und erweitert werden soll-

ten, stehen vor grossen Unsicherheiten. Die Planungsarbeiten sind vielerorts ab-

geschlossen, doch nun drohen die ausgezeichneten Siegerprojekte in der Schub-

lade zu verschwinden. Welche Botschaft senden wir damit aus? Ist das die Politik 

einer voranschauenden Zukunftsgestaltung? Der Kanton Zürich und die duale Bil-

dung brauchen derzeit mehr als Lippenbekenntnisse. Ein aktuelles Beispiel ist die 

Situation in Uetikon am See. Kürzlich wurde darüber berichtet und es wurde be-

kannt, dass lediglich die Kantonsschule realisiert werden soll, und dies sogar noch 

ohne Mensa und Mediothek. Dabei wurde das Projekt vom Regierungsrat in einer 

Medienmitteilung im Jahr 2019 als «Chance Uetikon» grossartig kommuniziert, 

so wie es sein sollte. Berufslernende aus Stäfa sind seit über 30 Jahren in einem 

Provisorium untergebracht, ohne Mensa, ohne Sportinfrastruktur. Was das konk-

ret bedeutet, erkläre ich am Beispiel des Sportunterrichts. Der obligatorische 

Sportunterricht wird derzeit mit einem einzigen Sporttag pro Jahr kompensiert. 

Lernende mit einem Schultag pro Woche sollten jährlich 40 Lektionen erhalten, 

Lernende mit zwei Schultagen 80 Lektionen. Sportunterricht an Berufsfachschu-

len ist gesetzlich vorgeschrieben und der Kanton trägt die Verantwortung dafür, 

dessen Durchführung sicherzustellen. Wie es jetzt weitergeht, ist unklar. Wenn 

das Sparen sein soll, dann möchten wir nicht wissen, wie die Geldvernichtung 

aussieht, denn Nicht-Bauen kostet, und zwar sehr viel. Im Namen der Jugendli-

chen unseres Kantons sowie der rund 80 Prozent aller jungen Menschen, die eine 
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berufliche Ausbildung anstreben, bitten wir Sie eindringlich: Setzen Sie das Le-

gislaturziel RRZ 2g konsequent um, investieren Sie jetzt in Schulraum und Infra-

struktur, damit der Kanton Zürich gedeiht und zukunftsfähig bleibt. Danke. 

 

Raffaela Fehr (FDP, Volketswil), Präsidentin der Aufsichtskommission für Bil-

dung und Gesundheit (ABG): Ich äussere mich heute im Namen der ABG; dies, 

weil die selbstständigen Institutionen aufgrund ihrer Grösse doch einen Einfluss 

auf die Konsolidierte Rechnung des Kantons haben und wir heute ja auch die Ge-

winnverwendung oder aber eben vielmehr die Verlustdeckung dieser Institutionen 

verabschieden. Ich werde nur auf die Zahlen kurz eingehen, die Diskussion der 

Geschäftsberichte wird wie gewohnt zu einem späteren Zeitpunkt stattfinden.  

Ich starte mit den Hochschulen: Sowohl die PHZH (Pädagogische Hochschule 

Zürich) als auch die ZHdK (Zürcher Hochschule der Künste) schreiben seit Jah-

ren Verluste. Und auch wenn Teile dieser Verluste aufgrund strategischer Projekte 

budgetiert waren oder durch den nicht vollständig ausgeglichenen Teuerungsaus-

gleich entstanden, so ist bei beiden Hochschulen doch dringend eine Kurskorrek-

tur angezeigt. So begrüsst die ABG die von der ZHdK getroffenen Massnahmen 

in ihrem Kostenstabilisierungsprogramm. Erste Verbesserungen sollten hoffent-

lich schon bald erkennbar sein. Auch bei der PHZH erwartet die ABG, dass die 

Kosten stabilisiert werden. In den vergangenen vier Jahren sind die Kosten pro 

Studierenden um über 10 Prozent gestiegen. Bei der UZH (Universität Zürich) 

wie auch der ZHdK liegen die frei verfügbaren Reserven sehr tief, unter 5 Prozent. 

Das bedeutet für die Institutionen einen sehr begrenzten Handlungsspielraum, 

vielmehr für den Kanton als Eigentümer aber auch ein erhöhtes Risiko.  

Kommen wir zu den Spitälern: Sie alle verfehlen die geforderten Finanzkennzah-

len der Eigentümerstrategie, häufig bereits seit einigen Jahren. Nun ist das keine 

Überraschung, denn die ABG macht seit Jahren darauf aufmerksam. Die Heraus-

forderungen sind teilweise systembedingt und betreffen alle Spitäler gleichermas-

sen, andere sind institutionsspezifisch. Insgesamt kann gesagt werden, dass die 

Kostensteigerungen der letzten Jahre den Spitälern zusetzen, ebenso die verschie-

denen Herausforderungen bei der Infrastruktur. Sie müssen weiter daran arbeiten, 

ihre Prozesse effizienter zu gestalten, damit bei gleich guter Qualität die Quantität 

erhöht wird. Eine massgebliche Rolle wird dabei auch die Digitalisierung spielen, 

denn nach wie vor können auch die kantonalen Spitäler ambulante Behandlungen 

nicht kostendeckend erbringen.  

Die IPW (Integrierte Psychiatrie Winterthur – Zürcher Unterland) hat dieses Jahr 

ein überraschend schlechtes Resultat erzielt. Dies ist zu grossen Teilen auf Füh-

rungsprobleme in einzelnen Abteilungen zurückzuführen. Entsprechende Gegen-

massnahmen wurden von der Spitalführung ergriffen.  

Das KSW (Kantonsspital Winterthur) hat sein Resultat im Vergleich zum letzten 

Jahr verbessert, verzeichnet aber noch immer einen Verlust von 20 Millionen 

Franken. Allerdings kündigte das KSW schon vor Jahren an, dass mit den grossen 

Investitionen in den Neubau und das klinische Informationssystem das Ergebnis 

absinken wird, wenn auch die Verluste dann doch höher ausfielen als ursprünglich 

budgetiert. Das strikte Kostenmanagement zeigt nun erste Wirkung.  
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Auch das USZ (Universitätsspital Zürich) konnte seinen Verlust um 20 Millionen 

verringern und liegt nun bei minus 30 Millionen Franken. Die Spitalführung zeigt 

glaubhaft auf, dass sie mit dem Neudenken ihrer Prozesse die Qualität für die 

Patienten steigern und gleichzeitig die Kosten senken kann. Dieser Weg muss und 

wird auch in Zukunft weitergegangen werden.  

Alles in allem trägt der Kanton mit seinen Bildungs- und Gesundheitsinstitutionen 

doch ein beträchtliches Risiko. Die Führungsgremien sind dringend angehalten, 

ihre Kosten im Griff zu halten und sich auf ihren gesetzlichen Kernauftrag zu 

besinnen. Besten Dank. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen aus dem 

Saal. Bevor wir zum Votum des Regierungspräsidenten, Martin Neukom, kom-

men, möchte ich ihm an dieser Stelle ganz herzlich zum Geburtstag gratulieren. 

Gratulation, lieber Martin. (Applaus) Und gleich nach den Gratulationen geht es 

mit der Arbeit weiter, Regierungspräsident Martin Neukom hat das Wort. 

 

Regierungspräsident Martin Neukom: Herzlichen Dank. Wir haben Ihre Debatte 

verfolgt und Ihre Voten zur Kenntnis genommen. Ich würde sagen, das internati-

onale Umfeld, in dem wir uns befinden, ist eher unruhig, aber in diesem doch eher 

unruhigen Umfeld steht der Kanton Zürich gut da. Mein persönliches Highlight 

im letzten Jahr war der Durchstich beim Entlastungsstollen in Thalwil. Ich bin 

von Langnau am Albis durch den Stollen gegangen und von hinten auf die Tun-

nelbohrmaschine gestossen und habe da die Mineure getroffen und mit ihnen den 

letzten Meter dieses Wahnsinnsbauwerks durchbohren dürfen. Danach sind wir 

durch ein Loch in der Bohrmaschine auf die Thalwiler Seite geklettert. Es war 

eine sehr tolle Feier und für den Kanton Zürich ist das natürlich auch ein wichtiger 

Meilenstein für den Hochwasserschutz insbesondere der Stadt Zürich. Wenn alles 

nach Plan geht, wird dieses Bauwerk Mitte 2026 fertig sein und den Betrieb auf-

nehmen können.  

Ich habe drei Themen herausgepickt, die uns beschäftigt haben, das ist natürlich 

nur eine kleine Auswahl. Ein Thema, das uns sehr stark beschäftigt und uns auch 

in Zukunft noch beschäftigen wird, ist das Wachstum im Allgemeinen. Der Re-

gierungsrat hat daher im Berichtsjahr das Projekt «Wachstum 2050» gestartet, es 

betrifft alle Direktionen. Was sind die Auswirkungen des Wachstums? Wie viel 

Wachstum wollen wir? Können wir als Kanton Zürich das Wachstum überhaupt 

steuern? Sollen wir es steuern? Wie ist mit all diesen Herausforderungen umzu-

gehen? Das sind die Fragestellungen dieses Projekts. Und wenn hier gesagt wird, 

die Regierung arbeite nicht gut zusammen: Das ist ein Projekt, bei dem alle Di-

rektionen zusammenarbeiten, und zeigt hier das Gegenteil.  

Dann ist und bleibt die Lage im Asylwesen sehr, sehr anspruchsvoll. Bezüglich 

der Unterbringung und auch der Integration sind Kantone und Gemeinden weiter-

hin extrem stark gefordert.  

Und es wurde schon erwähnt, der Regierungsrat hat sich 2024 mit dem Risikoma-

nagement auseinandergesetzt und ein integrales Risikomanagement eingeführt, es 

erfasst und steuert Risiken. Und Herr Scherrer hat es angetönt, dass man damit 
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vielleicht die ganz grossen Risiken auch nicht alle perfekt antizipieren kann, das 

ist natürlich nie möglich. Aber man kann sich entsprechend vorbereiten und in 

Szenarien denken, sodass man, wenn dann ein entsprechendes Risiko eintritt – 

das kann man natürlich nie wissen –, besser vorbereitet ist. Der Kanton soll also 

auch in schwierigen Lagen seine Leistungen zugunsten der Bevölkerung weiter-

hin gut und zuverlässig erbringen können.  

Noch einige Kommentare zu den Empfehlungen der Geschäftsprüfungskommis-

sion an den Regierungsrat: Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Abschreibung von 

Vorstössen im Geschäftsbericht auf breite Kritik stösst in diesem Rat. Das Thema 

wird im Rahmen der Beratung der parlamentarischen Initiative 129/2025 dann 

diskutiert werden.  

Dann wünscht sich die GPK, dass der Regierungsrat besser über die Umsetzung 

der Empfehlungen der Aufsichtskommissionen berichtet. Wir nehmen diese Emp-

fehlung sehr gerne auf und prüfen, wie wir dies im Rahmen des nächsten Ge-

schäftsberichts entsprechend umsetzen können.  

Und dann zuletzt bemängelt die GPK noch die Berichterstattung über die Legis-

laturziele. Ja, meine Damen und Herren, es liegt in der Natur der Sache, dass es 

bis Ende der Legislatur dauert, bis Legislaturziele umgesetzt sind, denn der Re-

gierungsrat setzt sich ambitionierte Ziele. Es wäre auch etwas sonderbar, wenn 

schon im ersten Jahr die Legislaturziele alle umgesetzt wären, es wird also noch 

etwas dauern.  

Dann noch ein Kommentar zu Davide Loss: Also Ihr Votum hat mindestens uns 

enorm überrascht. Ob Ihre Zufriedenheit höher wäre bei einer Parlamentswahl des 

Regierungsrates, das können wir ja an dieser Stelle mal noch offenlassen. Mög-

licherweise wäre es aber für gewisse parteilose Regierungsräte (gemeint ist Re-

gierungsrat Mario Fehr) etwas schwieriger, entsprechend die Wahl zu schaffen 

(Heiterkeit).  

Insgesamt danken wir der Geschäftsprüfungskommission für ihre sorgfältige Prü-

fung des Geschäftsberichts und ihre Empfehlungen. Ich möchte diese Gelegenheit 

auch nutzen, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der kantonalen Verwaltung 

und ihrer Institutionen für ihre Arbeit für die Zürcher Bevölkerung und für den 

Kanton Zürich zu danken. Und ich danke auch Ihnen, meine Damen und Herren 

Kantonsräte, für Ihre Arbeit. Herzlichen Dank. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Damit haben wir die Grundsatzdebatte zum Ge-

schäftsbericht abgeschlossen. Wir kommen jetzt zur Grundsatzdebatte zur Rech-

nung. 

 

Karl Heinz Meyer (SVP, Neerach), Präsident der Finanzkommission (FIKO): In 

meinen Ausführungen werde ich zur Rechnung 2024 des Kantons Zürich spre-

chen und anschliessend einige Eckpunkte der Finanzkommissionstätigkeit zum 

Berichtsjahr Juli 2024 bis Juni 2025 erwähnen. Ich beginne mit dem ersten Teil, 

der Rechnung 2024: 

Der Kantonshaushalt weist für das vergangene Jahr einen Ertragsüberschuss von 

150 Millionen Franken aus. Das Budget, einschliesslich aller Nachtragskredite 
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und Kreditübertragungen, «Budget-plus», rechnete mit einem Aufwandüber-

schuss von 319 Millionen Franken. Damit ist das Rechnungsergebnis um 469 Mil-

lionen Franken besser als budgetiert ausgefallen. Ausschlaggebend waren die hö-

heren Steuererträge und die Nettoaufwertungen von Liegenschaften im Finanz-

vermögen. Mit 9,3 Milliarden Franken bilden die Steuern die wichtigste Ertrags-

quelle des Kantons. Insgesamt stiegen die Steuererträge gegenüber dem Budget 

2024 um 565 Millionen Franken oder 6,5 Prozent. Das Eigenkapital stieg um 148 

Millionen Franken auf 12 Milliarden Franken. Im Berichtsjahr nahmen die flüs-

sigen Mittel um 237 Millionen Franken zu, dem Staatshaushalt flossen aus be-

trieblicher Tätigkeit 477 Millionen Franken zu und aus Investitionstätigkeit 1,1 

Milliarden Franken ab. Dazu kamen Zuflüsse aus Finanzierungstätigkeiten von 

833 Millionen Franken.  

Die Investitionsausgaben waren mit 1,3 Milliarden Franken um 66 Millionen 

Franken höher als im Vorjahr. Die Investitionseinnahmen betrugen im Berichts-

jahr 248 Millionen Franken und waren damit um 94 Millionen Franken höher als 

im Vorjahr. Im Berichtsjahr lag der Selbstfinanzierungsgrad bei 87 Prozent. Da-

mit konnten die Nettoinvestitionen nur teilweise aus Mitteln der Erfolgsrechnung 

finanziert werden und die Nettoschulden I, definiert als Fremdkapital abzüglich 

Finanzvermögen, nahmen um 154 Millionen Franken auf 4,4 Milliarden Franken 

zu. Weitere Erläuterungen zur Rechnung 2024 werde ich an dieser Stelle nicht 

vornehmen. Details zu meiner Ausführung können Sie dem Geschäftsbericht des 

Regierungsrates 2024 sowie dem Bericht der Finanzkommission auf Seite 23 und 

folgende der Vorlage 6017a entnehmen.  

Weiter nahm die Finanzkommission am 22. Mai 2025 Kenntnis vom Bericht der 

Finanzkontrolle über die Prüfung der Rechnung des Kantons Zürich 2024. Insge-

samt kann die Finanzkommission von stabilen sowie sorgfältig durchgeführten 

Prozessen zur Rechnungsführung und Rechnungslegung Kenntnis nehmen. Nach 

Beurteilung der Finanzkontrolle entspricht die Konsolidierte Rechnung des Kan-

tons Zürich für das am 31. Dezember 2024 abgeschlossene Rechnungsjahr den 

gesetzlichen Vorschriften. Festzustellen sind nicht korrigierte Fehler von rund 29 

Millionen Franken, welche sich in erster Linie auf die Themenbereiche Rückstel-

lungen, laufende Verbindlichkeiten und Bewertungen von Sachanlagen im Fi-

nanzvermögen beziehen. Das Rechnungsergebnis von 150 Millionen Franken 

wäre dementsprechend um 29 Millionen Franken besser ausgefallen. In Bezug auf 

die Konsolidierte Rechnung 2024 sind die nicht korrigierten Fehler einzeln wie 

auch gesamthaft unwesentlich.  

Die Anträge zu den Gewinnverwendungen und Verlustdeckungen der selbststän-

digen Anstalten entsprechen ebenfalls den massgebenden Rechnungsgrundlagen. 

Bei der Bildung und Auflösung von Rücklagen der Verwaltung und der unselbst-

ständigen Anstalten sind die massgebenden Rechtsgrundlagen eingehalten. Dar-

über hinaus möchte die Finanzkommission darauf hinweisen, dass die Konsoli-

dierte Rechnung relevante Schätzungen enthält, deren Genauigkeit von der zu-

künftigen Entwicklung abhängt und nicht abschliessend beurteilt werden kann. 
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Alle Schätzungen erfüllen aber die Anforderungen an die Anwendung einer best-

möglichen Methode unter Berücksichtigung der verfügbaren aktuellen Daten so-

wie Annahmen und sind damit rechtskonform.  

Was den Beteiligungsbericht, vergleiche Teil 3 des Geschäftsberichts, Seite 123 

und folgende, betrifft, hält die Finanzkommission abschliessend fest, dass die 

Darstellungen und Risiken wie schon im Vorjahr basierend auf einer unternehme-

rischen Sichtweise der Beteiligung erfolgt. Die daraus resultierenden Risiken und 

potenziellen Schäden für die Eigentümerschaft sowie die hierzu ergriffenen Mas-

snahmen werden bislang nicht systematisch und umfassend dargestellt. Die FIKO 

setzt sich gegenwärtig im Rahmen der Beratung der Vorlage 5953 betreffend «Be-

richt über die Strategie zu den bedeutenden Beteiligungen des Kantons» mit der 

Thematik auseinander und wird Hinweise der Finanzkontrolle in ihre Erwägun-

gen einfliessen lassen.  

Ich komme nun zum Antrag der Finanzkommission: Im Namen der einstimmigen 

Finanzkommission beantrage ich Ihnen gemäss den Ziffern im Dispositiv 6017a, 

römisch I, die Genehmigung der im Geschäftsbericht integrierten Rechnung 2024 

des Kantons Zürich, römisch II, die Genehmigung der Zuweisungen zu den Re-

serven im Rahmen der Gewinnverwendung der selbstständigen Anstalten UZH 

und ZHAW (Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften), römisch III, 

die Genehmigung der Verlustdeckung der selbstständigen Anstalten USZ, KSW, 

PUK (Psychiatrische Universitätsklinik), IPW, UZH, ZHAW, ZHdK und PHZH 

sowie, römisch IV, die Genehmigung der Bildung von Rücklagen im Umfang von 

2,877 Millionen Franken.  

Ich komme nun zum zweiten Teil, dem Tätigkeitsbericht der Finanzkommission: 

Die periodisch wiederkehrende Aufgabe, die diskutierten Berichte und Themen 

sind in Kapitel 4.2 der Vorlage 6017a auf den Seiten 30 und folgende abgebildet. 

Für die Tätigkeit der Finanzkommission von zentraler Bedeutung sind insbeson-

dere die halbjährlichen Semesterberichterstattungen der Finanzkontrolle. Ohne im 

Detail auf die bereits in der Vorlage 6017a, Seite 32 und folgende, eingehend 

dargelegten Ausführungen einzugehen, wurden von der Finanzkommission die 

nachfolgenden Einzelberichte aus der Semesterberichterstattung der Finanzkon-

trolle einer vertieften Berichterstattung unterzogen: a. Regierungsrat, IKT-

Strategie und Applikationslandschaft; b. Kantonspolizei, IT-Beschaffung; c. Mig-

rationsamt, Funktions- und Prozessgestaltung, Rechenschaft und Controlling; d. 

Finanzverwaltung, Fachstelle Härtefallprogramm; e. Erbschafts- und Schen-

kungssteuer, Nachsteuern und Bussen; f. Volkswirtschaftsdirektion und Amt für 

Mobilität, Flughafen Zürich AG; g. Bildungsdirektion, Personal; h. Amt für Land-

schaft und Natur, Forstwirtschaft.  

Zum Schluss danke ich den Mitgliedern des Regierungsrates, insbesondere dem 

Finanzdirektor, Ernst Stocker, für die gute Zusammenarbeit, dem Leiter (Martin 

Billeter) und den Mitarbeitenden der Finanzkontrolle für ihre Arbeit und die äus-

serst wertvolle Unterstützung der Finanzkommission, allen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern der Verwaltung für ihren Einsatz, den Sach- und Aussichtskommis-

sionen für die konstruktive Zusammenarbeit, meinen Kolleginnen und Kollegen 



- 20 - 

in der Finanzkommission sowie dem Sekretär Michael Weber für die wertvolle 

Arbeit. Besten Dank. 

 

Marc Bochsler (SVP, Wettswil a. A.): Letzte Woche sass ich mit einem alten 

Schulfreund aus dem Säuliamt beim Kaffee, ein gestandener Bauunternehmer – 

ehrlich direkt, so einer, der nicht lange um den heissen Brei redet –, und er sagte 

zu mir: «Du, Marc, wenn bei mir ein Bauabschluss so viele Sonderposten hätte 

wie euer Staatsabschluss, dann würde mir der Bauherr die Pläne höchstpersönlich 

um die Ohren hauen.» Und wissen Sie was? Eigentlich hat er ja grundsätzlich 

recht, denn wenn man den Geschäftsbericht 2024 liest, dann sieht das auf den 

ersten Blick alles schön aus. Aber wehe man klopft mal an diese glänzende Fas-

sade, dann merkt man: Da ist mehr Putz als Substanz. Die Wahrheit ist: Die 246 

Millionen Franken stammen aus der reinen Aufwertung von Liegenschaften. 

Buchhalterisch ist das absolut korrekt, aber es ist kein Franken auf unser Konto 

eingegangen, es handelt sich um einen reinen Buchgewinn. 30 Millionen Sonder-

dividenden von der ZKB (Zürcher Kantonalbank) und dem Flughafen – danke 

vielmals, davon lässt sich kein langfristiges Budget zimmern – und dann haben 

wir noch die 119 Millionen Franken, weil die SNB (Schweizerische National-

bank) nicht ausgeschüttet hat; was für eine Überraschung, wo kein Gewinn, da 

kein Geldregen. Wenn man all diese Sonderpositionen herausrechnet, bleibt von 

den ausgewiesenen 150 Millionen Franken nicht mehr übrig als warme Luft. Und 

von warmer Luft können wir keine Schulden tilgen und auch keine neuen Schul-

häuser bauen.  

Gleichzeitig explodieren die ordentlichen Aufwände, 600 Millionen Franken 

mehr als im Vorjahr. Und das nennen wir dann haushälterisch? Haushalten sieht 

definitiv anders aus. Das ist Ausgabenpolitik mit der Giesskanne. Die Investitio-

nen bleiben auf konstant hohem Niveau, über 1,25 Milliarden Franken. Das klingt 

harmlos, ist aber alles andere als bescheiden. Wir investieren seit Jahren auf Re-

kordhöhe, als gäbe es kein Morgen. Ein Blick auf die Seiten 103 und 104 des 

Finanzberichts zeigt das ganze Ausmass: Der ordentliche Aufwand ist seit 2014 

um über 4,6 Milliarden Franken gestiegen, das entspricht einem Zuwachs von 

30,4 Prozent. Die Investitionen klettern im selben Zeitraum von 824 Millionen 

auf 1,26 Milliarden Franken, ein Plus von über 52 Prozent. Und jetzt eine ernst-

gemeinte Frage an die linke Ratsseite: Wie kommen Sie eigentlich zur Behaup-

tung, wir von der SVP würden den Service public abbauen wollen? Die nackten 

Zahlen zeigen schwarz auf weiss: Der Staat wird immer fetter auf Kosten der 

Steuerzahler. Wenn meine Kinder so wachsen würden wie dieser Staatshaushalt, 

müsste ich ihnen jede Woche neue Schuhe kaufen und irgendwann ein Mehrfa-

milienhaus bauen. Und jetzt die Frage aller Fragen: Warum? Warum explodieren 

diese Zahlen? Die Antwort ist einfach, auch wenn es die linke Ratsseite nicht hö-

ren möchte: die masslose Zuwanderung. Mehr Menschen heisst mehr Infrastruk-

tur, mehr Schulplätze, mehr Polizei, mehr Verwaltung und vor allem mehr Kosten 

für genau jene Steuerzahler, die das Ganze schon heute kaum mehr stemmen kön-

nen. Und wir hier im Rat sind Teil des Problems. Nicht die SNB, nicht der Flug-
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hafen, nicht die Immobilienpreise sind das Problem, wir sind es, denn wir bestel-

len und der Bürger da draussen zahlt. Ein paar konkrete Vorstösse aus dem Jahr 

2024, geschätzte Kolleginnen und Kollegen von links bis halblinks, zeigen 

exemplarisch, wie man mit viel Fantasie und noch mehr Verwaltungspapier den 

Staat aufblähen kann, ohne dass der Bürger im Kanton Zürich auch nur einen 

Rappen mehr Leistung bekommt: Postulat «Klimaneutral bauen» (KR-Nr. 

271/2020) von GLP, SP und Grünen: Der Kanton soll alle Bauprojekte auf Kli-

maneutralität trimmen mit neuen Standards, zusätzlichen Planungsaufwendungen 

und personellen Ressourcen in der Verwaltung. Postulat «Mobilitäts- und Parkie-

rungsmanagement» (KR-Nr. 113/2020) von Grünen, GLP, SP und AL: Es soll 

eine kantonale Strategie zur Regulierung von Parkplätzen erarbeitet werden, in-

klusive Aufbau eines neuen Steuerbüros – Bürokratie statt bürgernahe Lösungen. 

Postulat «Nachhaltige Datencenter» (KR-Nr. 315/2022) von GLP, SP, EVP: Der 

Kanton soll künftig beim Betrieb von Datencentern Umweltauflagen, Energie-

kennzahlen und Fördermechanismen mitverwalten, Aufwand und Kosten für die 

öffentliche Hand steigen. Nutzen für die Bevölkerung? Keiner. Diese Beispiele 

stehen sinnbildlich für eine Politik, die den Staat ausbaut, aber dem Steuerzahler 

nicht mehr Sicherheit, Bildung oder Versorgung bringt, im Gegenteil, sie belastet 

ihn zusätzlich. Und jedes Mal, wenn so ein Geschäft beschlossen wird, sagt der 

eine oder andere: «Ach komm, das kostet ja nicht alle Welt.» Ja, das stimmt, aber 

in der Summe kostet es Milliarden. Und wer zahlt? Der Maurer aus Urdorf, die 

Coiffeuse in Elgg, der Metzger im Weinland, die Leute, die jeden Morgen früh 

aufstehen, Steuern zahlen und vom Staatsbuffet nie etwas bestellt haben. Und ob-

wohl wir im Abschluss einen Gewinn ausweisen, steigen die Nettoschulden um 

154 Millionen Franken. Das ist, als ob ich meiner Frau sagen würde «Schatz, ich 

habe 10'000 Franken verdient und deshalb gerade einmal ein Auto geleast», das 

ist nicht nachhaltig, das ist ein Rechenfehler mit Ansage. Wir bauen Schulhäuser, 

ohne zu wissen, ob wir Lehrpersonen haben. Wir planen neue Programme, ohne 

die alten je ausgewertet zu haben. Das ist, wie ein drittes Fondue zu bestellen, 

ohne zu wissen, ob man das erste überhaupt verträgt. Wir von der SVP sagen: 

Schluss damit, der Kanton hat kein Einnahmenproblem, sondern ein Ausgaben-

problem. Wir brauchen eine echte Aufgaben- und Subventionsüberprüfung und 

endlich weniger Staat, mehr Eigenverantwortung.  

Ich komme zum Schluss: Ein grosser Dank an Regierungsrat Ernst Stocker, Basi-

lius Scheidegger und das Team der Finanzdirektion. Der Abschluss ist professio-

nell aufbereitet, aber auch die beste Buchhaltung kann ein überladenes Budget 

nicht retten, sie kann es nur sichtbar machen. Und das ist geschehen. Jetzt liegt es 

an uns, nicht in die Schönwetter-Rhetorik zu verfallen, nicht wieder ein Jahr lang 

alles schönzureden, sondern Prioritäten zu setzen – im Interesse der Menschen 

draussen, die diesen Staat tragen. Vielen Dank. 

 

Hannah Pfalzgraf (SP, Mettmenstetten): Es ist mir eine Freude, heute zum letzten 

Mal die Haltung der SP-Fraktion zur Rechnung des Kantons Zürich zu vertreten, 
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denn die Rechnung ist nicht einfach nur Vergangenheitsbewältigung, sie ist viel-

mehr Hinweis darauf, was wir in Zukunft besser machen können. Und die Rech-

nung 2024 zeigt, dass wir durchaus noch Luft nach oben haben.  

Der Kanton Zürich ist – zumindest finanziell – recht stabil unterwegs. Der leicht 

positive Saldo, den der Kanton statt eines Defizits von über 300 Millionen Fran-

ken verzeichnet, sollte aber die rechten Parteien in diesem Rat nicht zu weiteren 

Steuersenkungen verleiten, auch wenn sich in einem halben Jahr mal wieder die 

Möglichkeit bieten wird, den Steuerfuss noch weiter runterzudrücken. Denn ers-

tens haben die jüngsten Abstimmungsresultate gezeigt, dass die Mehrheit der 

Stimmberechtigten das Spiel der Steuergeschenke für Grosskonzerne und Reiche 

auf dem Buckel der breiten Bevölkerung nicht mitspielt. Zweitens wäre es mehr 

als fahrlässig, in der aktuellen finanziellen und wirtschaftlichen Lage die Einnah-

men zugunsten einiger Weniger langfristig zu reduzieren, denn das positive Er-

gebnis verdanken wir insbesondere auch Einmaleffekten, wie höheren Einnahmen 

durch Steuernachträge aus den Corona-Jahren, und diese sind in den nächsten Jah-

ren in einer solchen Höhe wohl nicht mehr zu erwarten. Und drittens können wir 

uns bitte daran erinnern, wem wir hier drin verpflichtet sind? Es ist die Bevölke-

rung des Kantons Zürich. Und ob es den rechten Parteien nun passt oder nicht, die 

überwiegende Mehrheit der Bevölkerung besitzt keinen Grosskonzern, erbt keine 

Millionenbeträge, lebt nicht von leistungsfreiem Kapitaleinkommen und wohnt 

auch nicht in einer Villa mit Privatmuseum und Anker-Sammlung in Herrliberg 

(Anspielung auf Altbundesrat Christoph Blocher, Besitzer einer Sammlung von 

Bildern des Schweizer Malers Albert Anker). Die überwiegende Mehrheit der Be-

völkerung ist lohnabhängig, blickt mit finanziellen Sorgen der nächsten Kranken-

kassenprämienerhöhung entgegen und verliert einen beträchtlichen Anteil des er-

arbeiteten Lohns an die Profitgier von institutionellen Immo-Haien. Diese Bevöl-

kerung braucht einen ausgebauten, qualitativ hochwertigen und vor allem auch 

niederschwelligen Service public. Sie braucht gezielt Entlastungen für die stei-

genden Lebenserhaltungskosten. Und ja, ich weiss, es ist jedes Jahr die gleiche 

Leier, die Sie von mir zu hören bekommen. Tut mir leid, ich fühle mich ja auch 

schon wie ein alter, weisser Mann, der ständig alles Gesagte wiederholt (Heiter-

keit), aber Sie lassen mir auch wirklich keine andere Wahl. Denn jede Vorlage, 

mit der wir die Situation der breiten Bevölkerung etwas verbessern könnten, ist 

Ihnen anscheinend zu teuer. Noch schlimmer: Jedes Jahr in der Budgetdebatte 

gehen Sie mit Ihren Kürzungsanträgen das Risiko ein, dass sich die Situation der 

breiten Bevölkerung verschlimmert. Dabei sehen wir in der Rechnung 2024: Wir 

könnten ihn uns leisten, diesen Kanton für die breite Bevölkerung, wir sind es ihr 

auch schuldig, dies zu tun. Was uns die Rechnung 2024 aber auch zeigt: Der Kan-

ton Zürich mag vielleicht finanziell ganz stabil sein, in Bezug auf die Investitio-

nen ist er es aber nicht. Dass weniger investiert als budgetiert wird, das ist wirklich 

nichts Neues, und es ist auch nachvollziehbar, dass es zu Verzögerungen und 

dadurch auch zu Kostenverschiebungen kommen kann. Aber eine Abweichung in 

der Investitionsrechnung um rund einen Drittel im Vergleich zum Budget, das ist 

besorgniserregend. Eine solche Abweichung zeigt erneut mit aller Deutlichkeit 

auf: Wir haben einen Investitionsstau im Kanton und das ist ein Problem. Es ist 
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ein Problem, weil so wichtige Projekte verschleppt werden und damit auch ihre 

Kosten. Und es ist ein Problem, weil die Regierung für das Budget 2025 mit ihrer 

Investitionspriorisierung diesen Investitionsstau weiter verschlimmert. Über 80 

Projekte auf den Sankt-Nimmerleins-Tag hinausgeschoben, ich frage mich wirk-

lich, wie sich das Regierungsrat Ernst Stocker und die rechten Fraktionen eigent-

lich vorstellen. Denn soweit ich weiss, hat sich bisher noch keine einzige Tram-

schiene von selbst verlegt, Schulraum manifestiert sich nicht einfach aus dem 

Nichts, und der ökologische Umbau lässt sich auch nicht durch Untätigkeit errei-

chen. Die Antwort auf den Investitionsstau darf also nicht «noch weniger Inves-

titionen» sein. Diese Strategie geht nicht nur offensichtlich überhaupt nicht auf, 

sie ist auch äusserst wirtschafts- und zukunftsfeindlich, weil sie die lokale Wirt-

schaft und KMU Aufträge kostet, die sonst die Wirtschaft ankurbeln würden, weil 

sie dazu führt, dass der Kanton infrastrukturell immer den aktuellen Bedürfnissen 

und Anforderungen hinterherhinkt und weil sie dafür sorgt, dass die nächste Ge-

neration unsere Nachlässigkeit ausbügeln muss. Denn aufgeschoben ist nicht auf-

gehoben, nur dass Aufschieben meist mit einem recht hohen Preisschild kommt.  

Aus all diesen Gründen hat eine Mehrheit in der Budgetdebatte vor einigen Mo-

naten der Investitionspriorisierung die Rote Karte gezeigt. Und wie reagiert die 

Regierung? Sie lehnt die Umsetzung der entsprechenden KEF-Erklärungen (Kon-

solidierter Entwicklungs- und Finanzplan) mit einer Copy-Paste-Begründung ka-

tegorisch ab, 19-mal. Das könnte man auch als Arbeitsverweigerung sehen. Da 

ich aber davon ausgehe, dass die Regierung demokratische Entscheidungen aus 

dem Kantonsrat respektiert, erwarte ich im kommenden Budget eine Korrektur 

dieser unsinnigen Investitionsstrategie und bedanke mich jetzt schon dafür.  

Und wenn ich schon beim Bedanken bin, dann möchte ich diese Gelegenheit nut-

zen, im Namen der SP-Fraktion ein riesiges Danke auszusprechen an all die un-

zähligen kantonalen Angestellten, die mit ihrer Arbeit dafür sorgen, dass der La-

den läuft. Und weil wir eure wichtige Arbeit sehen, hier nochmals unser Verspre-

chen: Wir werden weiterhin für bessere Anstellungs- und Arbeitsbedingungen 

kämpfen, als Fraktion im Rat, als Partei auf allen politischen Ebenen und als Ge-

werkschafterinnen und Gewerkschafter zusammen mit euch auf der Strasse.  

In Bezug auf die Rechnung 2024 bleibt mir nur zu sagen, dass die SP-Fraktion 

diese genehmigen wird. Und auch wenn dies das letzte Mal ist, dass ich hier die 

SP-Haltung zur kantonalen Finanzpolitik vertrete, so sollten Sie von der rechten 

Ratsseite nicht zu sehr aufatmen. Denn auch wenn es nicht mehr ich sein werde, 

so wird die SP sich auch in Zukunft hier im Rat dafür einsetzen, dass wir hier im 

Kanton endlich Finanzpolitik für die breite Bevölkerung und nicht für Grosskon-

zerne und Superreiche machen, dass wir weitsichtig agieren, statt die kurzfristigen 

Budgetaufhübschungen über jede Vernunft zu stellen, dass wir als Kanton der 

Bevölkerung nicht nur das absolute Minimum bieten, sondern ein gutes Leben für 

alle ermöglichen. Oder, um es in den Worten eines Gedichts aus der Arbeiterin-

nen- und Arbeiterbewegung von 1912 zu sagen: «Yes, it is gratified, but gratified 

for us too.» Besten Dank. 
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Martin Huber (FDP, Neftenbach): Der Kanton Zürich schliesst das Jahr 2024 mit 

einem erfreulichen Plus von 150 Millionen Franken ab. Für Finanzpolitiker ist das 

immer Balsam auf die Seele, insbesondere, wenn ursprünglich ein negatives Er-

gebnis von 319 Millionen Franken budgetiert wurde. Dies entspricht einer bemer-

kenswerten Verbesserung des Rechnungsergebnisses um 469 Millionen Franken. 

Wie kam es zu dieser beachtlichen Wende im Jahr 2024? Einmal mehr haben die 

Steuerzahlenden die Kohlen aus dem Feuer geholt, und dies nicht zu knapp. Satte 

565 Millionen Franken zusätzliche Steuereinnahmen haben sie dem Staat im Jahr 

2024 abgeliefert. Dafür gebührt ihnen unser ausdrücklicher Dank. Weitere we-

sentliche Faktoren für das positive Ergebnis waren die Liegenschaftenaufwertun-

gen, höhere Ausschüttungen der Kantonalbank und des Flughafens sowie ein 40 

Millionen Franken tieferer Zinsaufwand. Aber eben, mit der Liegenschaftenauf-

wertung kann man ja leider nichts kaufen. Festzuhalten bleibt: Dieses erfreuliche 

Ergebnis ist massgeblich glücklichen Umständen und nicht einer nachhaltigen Fi-

nanzpolitik zu verdanken.  

Eine wichtige Zielgrösse für die FDP bleibt das Personalwachstum. Bedauerli-

cherweise weist das Personalwachstum des Kantons Zürich erneut eine höhere 

Dynamik auf als das Bevölkerungswachstum. Mit scharfem Blick werden wir 

diese Entwicklung bei der kommenden Budgetberatung verfolgen und korrigie-

rend einwirken. Beim letzten Geschäftsbericht forderte die FDP den Regierungs-

rat auf, die Investitionen zu priorisieren. An dieser Stelle bedanken wir uns, dass 

der Regierungsrat diesem Appell nachkam, und wünschen ihm viel Kraft und 

Durchhaltewillen, diesen Kurs konsequent fortzusetzen. Wie wichtig diese Prio-

risierung ist, verdeutlicht der Selbstfinanzierungsgrad. Dieser betrug im Jahr 2024 

87 Prozent. Das bedeutet, dass die Nettoinvestitionen nur teilweise aus den eige-

nen Mitteln finanziert wurden, anders formuliert: Die Schuldenwirtschaft geht 

weiter, die Nettoverschuldung steigt auf 4,4 Milliarden Franken. Ein Turnaround 

ist vorerst nicht in Sicht und wir produzieren weiter Kosten für die kommende 

Generation. Aus Sicht der FDP ist das problematisch und es ist nicht fair den 

künftigen Generationen gegenüber.  

Der Geschäftsbericht zeigt, dass der Kanton Zürich trotz des positiven Abschlus-

ses vor Herausforderungen steht, insbesondere beim Aufgabenwachstum und der 

Investitionsfinanzierung. Die FDP dankt der Finanzdirektion, Ernst Stocker, Ba-

silius Scheidegger und der gesamten Verwaltung mit all ihren Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern für die hervorragende Arbeit. Die FDP wird die Rechnung ge-

nehmigen. Herzlichen Dank. 

 

Daniela Sun-Güller (GLP, Zürich): Ich habe heute eine schwierige Aufgabe: Es 

geht um den Geschäftsbericht des Regierungsrates, dieser umfasst drei Bücher, 

576 Seiten, 18,9 Milliarden Franken Ertrag und 19,5 Milliarden Franken Auf-

wände. Wie soll man dies in ein paar Minuten würdigen, kritisieren oder über-

haupt das Wichtige herausfiltern? Wir hatten viele Sitzungen, einige Fragen und 

auch Diskussionen.  
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Wir können den positiven Abschluss der Staatsrechnung 2024 zur Kenntnis neh-

men und anerkennen gegenüber dem Budget deutlich bessere Entwicklungen ge-

genüber dem letzten Jahr 2023 und auch insbesondere gegenüber dem Budget. 

Das betriebliche Ergebnis schloss mit 600 Millionen Franken negativ ab, und erst 

nach dem Finanzertrag, insbesondere der Aufwertung von Liegenschaften im Fi-

nanzvermögen und Ausschüttungen der Beteiligungen wie der ZKB, EKZ, 

AXPO, ist das Ergebnis positiv mit 150 Millionen Franken ausgefallen. Leider ist 

das Ergebnis wieder nicht Verbesserungen auf der Kostenseite zu verdanken. Es 

fanden circa 170 Millionen Franken Kostenüberschreitungen statt, zum Beispiel 

41 Millionen Franken beim Sozialamt oder 51 Millionen Franken bei der Kosten-

stelle somatische Akutversorgung wegen der Teuerung bei Hospitalisierungen. In 

vielen Bereichen hat die Teuerung ihre Hand im Spiel, insbesondere bei den ge-

bundenen Ausgaben, welche nicht gross vom Kanton beeinflusst werden können. 

Wir von der GLP mahnen, dass keine Effizienzgewinne oder Kostensparnisse, 

wie in der Budgetdebatte gefordert wurden, zu erkennen sind. Umgekehrt: Das 

Personalwachstum steigt um durchschnittlich 5 Prozent und somit mehr als dop-

pelt so hoch wie das Wirtschaftswachstum oder das Bevölkerungswachstum des 

Kantons Zürich. Warum ist dies wichtig? Die eigenen Verwaltungskosten und das 

benötigte Personal für die Leistungen, welche erbracht werden, ist beeinflussbar. 

Und warum sollte man dies beeinflussen wollen? Wir benötigen eine nachhalti-

gere Finanzplanung. Man kann nicht einfach mit mehr Einnahmen planen oder 

gar mehr Steuern erheben wollen oder gar neue Steuern einplanen wollen, um die 

sich abzeichnende Krise verschleiern zu wollen. Ich erinnere an RRB 188/2025, 

in welchem der Kanton eine Steuergesetzänderung in die Vernehmlassung 

schickt, wonach er eine Beteiligung des Kantons am Grundstückgewinnsteuerer-

trag zur Finanzierung von Infrastrukturprojekten vorsieht. Ja, die Regierung hat 

erkannt, dass die finanziellen Mittel knapp werden. 

Und ein wichtiges Kapitel habe ich mir noch aufgespart: die Investitionsrechnung. 

Es stehen wichtige Investitionen an, in der Bildung, Anpassung an den Klima-

wandel, Investitionen in Infrastrukturen, insbesondere die Digitalisierung und die 

Informationssicherheit und Controlling. Der Regierungsrat hat für das Budget 

2025 erstmals eine Priorisierung der Projekte vorgenommen. Die GLP anerkennt 

diesen Schritt. Es kann aber nicht sein, dass einfach alle Projekte und Wünsche 

umgesetzt werden. Eine Priorisierung macht Sinn, es ist aber wichtig abzuwägen, 

welche Investitionen in unsere Zukunft wichtiger sind. Dies bedeutet aber auch 

eine extrem wichtige Aufgabe. Wir möchten hier noch darauf hinweisen, dass von 

den 1,5 Milliarden Franken budgetierten Investitionsprojekten nur 1 Milliarde 

Franken effektiv 2024 umgesetzt werden konnte, das heisst, ein Drittel ist auf der 

Strecke geblieben. Erstaunlicherweise gab es aber nur 250 Millionen Franken 

Kreditübertragungen aus der Investitionsrechnung auf die neue Rechnung. Und 

die Gründe für die Nichtumsetzung sind vielfach Verspätungen und Verzögerun-

gen am Bau durch Einsprachen, aber auch in vielen Fällen wegen fehlender per-

soneller Mittel, insbesondere bei den Fachplanern. Kann der Kanton überhaupt 

seine wichtigen Investitionen richtig planen und umsetzen? Dass hier eine Priori-

sierung der Projekte stattfindet, ist nur richtig, denn sonst wird schlussendlich 
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nichts umgesetzt. Aber trotzdem, wir haben das Personalwachstum von über-

durchschnittlich 5 Prozent notiert und die Regierung hat dem Parlament gegen-

über nicht gross auf Fachkräftemangel hingewiesen. 

Es ist wichtig, die richtigen Zahlen des Geschäftsberichts zu lesen. Die Zahlen 

sehen insgesamt nicht schlecht aus, aber dahinter verstecken sich viele Probleme. 

Wir möchten insbesondere darauf hinweisen, dass bei der Planung und bei der 

Priorisierung auch die Realisierbarkeit solcher Projekte berücksichtigt werden 

sollte. Wir wären nicht die GLP, wenn wir nicht eine Priorisierung von Digitali-

sierung und IKT begünstigen würden. Dies ist eine grundlegende Investition, für 

welche auch die ganze Prozessordnung überarbeitet und überdacht werden muss. 

Auch Investitionen bezüglich Klimaanpassung und Erreichung der gesteckten 

Ziele von Netto-Null sind uns als GLP sehr wichtig. Hier sehen wir, dass noch zu 

wenig vernetzt geplant wird. Ein Priorisierungsprozess könnte eine grosse Chance 

sein, die wichtigen Projekte zu identifizieren. Es könnte aber auch ein Desaster 

werden, indem wichtige Projekte zurückgesteckt werden.  

Zum Schluss möchte ich aber anerkennen, dass die Verwaltung zufriedenstellend 

gearbeitet hat. Wir fühlen uns sicher, haben das Gefühl, dass unsere Steuergelder 

ihren Nutzen erreichen. Als Parlamentarierin habe ich nun einige Personen aus 

der Verwaltung kennengelernt und sehe, dass viele eine grosse Motivation besit-

zen und sehr gute Leistungen erbringen. Ihnen möchte ich meinen Dank ausspre-

chen. Und da ich in der Finanzkommission bin, gilt mein Dank insbesondere den 

Leitenden in der Finanzdirektion und Ernst Stocker für die gute Zusammenarbeit. 

Danke vielmals. 

 

Selma L'Orange Seigo (Grüne, Zürich): Das Formelle nehme ich gleich an den 

Anfang, die Grünen werden die Rechnung selbstverständlich genehmigen. Sie 

wurde korrekt geführt, und dass sie wiederum fast eine halbe Milliarde besser 

abschneidet als budgetiert, das wird ja auch schon zur Tradition. Wir interessieren 

uns allerdings nicht nur dafür, wie viel Geld hereinkommt und wie viel Geld raus-

geht, sondern auch, wofür das Geld denn tatsächlich eingesetzt wird. Und wir ha-

ben es vorhin schon wieder gehört: «Man macht so viel für den Umweltschutz 

und das Klima und die Grünen und das kostet alles so viel.» Zum Glück gibt es 

aber im Finanzbericht eine schöne Aufstellung, wo das alles thematisch gegliedert 

ist. Und am meisten geben wir nach wie vor für die Bildung und das Gesundheits-

wesen aus, das sind 20 respektive 18 Prozent. Und für die Kategorie Umwelt-

schutz und Raumordnung geben wir – halten Sie sich fest – 0,73 Prozent aus. Das 

geht eigentlich schon fast als Rundungsfehler durch. Die Tendenz ist sogar sin-

kend: Vor zehn Jahren waren es noch 0,94 Prozent – wir haben so knapp an der 

1-Prozent-Marke gekratzt –, und es ist jetzt eher weniger geworden über die Zeit. 

Wenn wir die Investitionsrechnung anschauen, sieht es ein kleines bisschen besser 

aus. Dort geben wir für Umweltschutz und Raumordnung doch immerhin 7 Pro-

zent aus, aber mehr als das Doppelte, nämlich 15 Prozent, für unsere Kantons-

strassen. Jetzt denken Sie sich vielleicht: «Ah, die Strassen, da sind auch viele 

Veloprojekte vorbei.» Schauen Sie einmal in die Leistungsgruppe des Tiefbau-
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amts, dort sind 20 Millionen Franken für die Vervollständigung des Radwegnet-

zes eingestellt; 20 Millionen Franken sind 0,002 Prozent des Aufwands. Mein 

Computer hat mir ausgespuckt zweimal zehn hoch minus fünf, und ich musste 

wirklich erst einmal so 2 Sekunden nachdenken, was das überhaupt für eine Zahl 

ist, so wenig ist das. Und die prozentuellen Anteile in der Erfolgsrechnung haben 

sich übrigens auch nicht wahnsinnig verschoben in den letzten Jahren, die sind 

sehr ähnlich geblieben. Es ist nicht so, dass wir in letzter Zeit wesentlich mehr 

Geld für Klimaschutz oder für Umweltschutz ausgeben, es bleibt einfach alles wie 

bisher. Und das passt überhaupt nicht zu den Herausforderungen, die wir haben. 

Die Volkswirtschaftsdirektion hat ja eine Studie zur Standortattraktivität des Kan-

tons Zürich in Auftrag gegeben. Ich denke, das ist unverfänglich, wenn ich das 

hier als Grüne zitiere, dort steht, Zitat: «Klimawandel und Versorgungssicherheit 

gehören zu den grossen Herausforderungen der Zukunft, die innovative Lösungen 

und damit Investitionen in Forschung und Entwicklung erfordern.» Aber statt dass 

der Regierungsrat das Geld wirklich investiert und bestehende oder zukünftige 

Herausforderungen angeht, macht er eine rigide Investitionspriorisierung und ver-

schleppt Projekte. Das sei eben notwendig, weil das alles völlig aus dem Ruder 

läuft. Aber auch im letzten Jahr sind die Einnahmen stärker gestiegen als der Auf-

wand. Selbstverständlich ist es gut, die Verschuldung gering zu halten, dagegen 

haben wir die Grünen gar nichts, aber wir stören uns an der bürgerlichen Sparspi-

rale. Es werden Steuersenkungen beschlossen, das führt zu weniger Einnahmen, 

dann steigt der Spardruck und so weiter. Ich habe mir noch einmal die Anfrage 

Feldmann (KR-Nr. 49/2021 von Stefan Feldmann), die bekannte Anfrage zu den 

Steuersenkungen der letzten 20 Jahre, zur Gemüte geführt. Dort gibt es die Steu-

ersenkungen, sie nehmen vier Seiten dieser Anfrage ein. Die Tabelle mit den Steu-

ererhöhungen hat eine Zeile, wir haben mal den Arbeitswegkostenabzug etwas 

limitiert. Die Stimmbevölkerung macht hier aber auch nicht mehr beliebig mit, 

Hannah Pfalzgraf hat das gesagt und wir haben es im Mai bei der Abstimmung 

über die Firmensteuern gesehen. Und die Stimmbevölkerung sagt übrigens auch 

immer wieder Ja zum Klimaschutz. In den letzten vier Jahren hatten wir zahlrei-

che nationale und kantonale Abstimmungen: zum Energiegesetz 63 Prozent Ja, 

zum Klimaschutz in der Verfassung 67 Prozent Ja, zum Gegenvorschlag Kreis-

laufinitiative 89 Prozent Ja, dann das Klimaschutzgesetz mit 62 Prozent Ja-Stim-

men und das Stromgesetz letztes Jahr mit 69 Prozent Ja-Stimmen. Die Bevölke-

rung will, dass wir Klimaschutz machen, und wir sollten das ernst nehmen und in 

die Zukunft unseres Kantons investieren. Wir können und müssen es uns leisten. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich möchte Ihnen kurz mitteilen, wie wir weiter-

verfahren, aber wir werden jetzt die Debatte zum Geschäftsbericht beziehungs-

weise zur Rechnung abschliessen und dann darüber abstimmen. Und danach gibt 

es dann die Pause. Dies als Motivation, nicht noch zu viele Wortmeldungen an-

zumelden.  
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Alexia Bischof (Die Mitte, Wädenswil): Bestimmt dachten viele, dass es schlim-

mer kommen würde, dass uns negative Effekte von Corona, leichten Steuersen-

kungen oder einer möglichen Inflation einholen würden. Doch die Büchse der 

Pandora wurde geöffnet – und es passierte nicht wirklich etwas. Doch, es gab 

höhere Steuereinnahmen von den natürlichen und juristischen Personen. Anstatt 

Leid und Übel, Laster und Untugenden haben wir aber eine Zunahme der Ver-

schuldung, ein paar kaum nennenswerte und nicht korrigierte Fehler, welche die 

Rechnung im Ganzen jedoch nicht tangieren. Es finden sich aber immer wieder 

Fragestellungen zu höheren Personalkosten und auch nicht besetzten Stellen. Aus 

all dem resultiert aber ein leicht positiver Abschluss mit einem Plus von 150 Mil-

lionen Franken.  

Die Mitte-Fraktion dankt allen Mitarbeitenden in allen Direktionen, welche sich 

tagtäglich für unseren Kanton einsetzen und ihren Beitrag zu diesem Resultat leis-

ten. Lasst uns zusammen daran arbeiten, dass wir im nächsten Jahr die besagte 

Büchse wieder ohne Bedenken öffnen dürfen. Wir stimmen der Rechnung und 

den Anträgen zu Gewinnverwendung und Rücklagen zu. Dankeschön. 

 

Donato Flavio Scognamiglio (EVP, Freienstein-Teufen): Als EVP genehmigen 

wir die Rechnung, sagen allen Danke und freuen uns auf die Pause (Heiterkeit). 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich hätte nicht gedacht, dass mein Einfluss in der 

EVP-Fraktion so gross ist (Heiterkeit). 

 

David John Galeuchet (Grüne, Bülach): Der Regierungsrat spricht davon, die 

Verschuldung im KEF auf 1,5 Milliarden Franken zu halbieren. Er hat erstmals 

die Investitionen priorisiert, das klingt nach Finanzdisziplin, Herr Stocker, und 

Herrn Bochsler und Herrn Huber müsste das ja sehr gefallen. In Wahrheit ist es 

aber eine politische Bankrotterklärung, denn was wir hinterlassen, wenn wir nach 

Ihrem Plan vorgehen, sind keine soliden Finanzen, sondern ein Investitionsstau, 

der unsere Nachkommen teuer zu stehen kommt. Endlich – endlich! – ist die Bau-

direktion mit ihren Projekten auf Kurs, die Ausschöpfung der Investitionen 

kommt in Fahrt. Jahrelang lagen die Investitionsquoten unterirdisch tief, in den 

Jahren 2015 bis 2019 bei nur 66 Prozent. Mit Martin Neukom hat sich das deutlich 

verändert. Die Investitionen erreichen die budgetierten Summen. Jetzt, wo es mit 

dem Bauen und mit dem Renovieren endlich vorwärtsgehen würde, wird die Um-

setzung wieder blockiert. Statt Weitsicht erleben wir einen Zustand des Einfrie-

rens; ein Zustand, der symptomatisch ist für einen überalterten Regierungsrat, der 

sich aus Angst vor Schulden aus der Verantwortung zieht.  

Ich möchte noch auf den Gewässerschutz und die Biodiversität zu sprechen kom-

men: Das 2011 revidierte Gewässerschutzgesetz auf nationaler Ebene verlangt die 

ökologische Aufwertung von 4000 Kilometern beeinträchtigter Gewässer in der 

Schweiz. Rund 400 Kilometer davon liegen im Kanton Zürich. Für den Auftrag 

des Bundes wollte sich der Kanton – hören Sie – 80 Jahre Zeit lassen, das heisst, 

dass wir jedes Jahr 5 Kilometer revitalisieren würden. Aber was haben wir im 
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letzten Jahr geschafft? 1,1 Kilometer. Wenn wir das Programm «Vielfältige Zür-

cher Gewässer», welches sehr erfolgreich ist, dazunehmen, kommen wir auf 3 

Kilometer, also wir erreichen das Ziel immer noch nicht, wir sind immer noch 

deutlich darunter. Das AWEL (Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft) hat über 

Jahre hinweg Projekte geplant, mit Gemeinden und Grundeigentümern verhan-

delt, Flächen gefunden. Und jetzt, da es an die Umsetzung gehen soll, fehlt plötz-

lich das Geld. Weil in Bern die bürgerliche Sparwut dominiert, kommt der Bund 

seinen Verpflichtungen nicht mehr nach und die Renaturierungen bleiben stecken. 

Das ist ein fatales Signal an die Bevölkerung und ein Hohn für alle, die sich für 

den Umweltschutz einsetzen. Und beim Thema Biodiversität: absoluter Stillstand. 

14 Millionen Franken weniger als budgetiert wurden eingesetzt, weil unter ande-

rem der Regierungsrat Projekte wie die Aufwertung des nationalen Flachmoors 

Au-Wädenswil zurückgestellt hat. Wo bleibt die Biodiversitätsstrategie? Was ist 

mit dem Fachbericht ökologische Infrastruktur, welcher dem Bund bis Ende Jahr 

vorliegen muss? Wichtige Projekte im Bereich der Biodiversität werden vom 

Bauernverband systematisch bekämpft, der Stillstand ist politisch gewollt.  

Wir haben den Auftrag, vorwärtszumachen. Wir müssen im Budget korrigierend 

eingreifen, wenn der Bund kneift. Wir müssen bereit sein, Verantwortung zu über-

nehmen für gesunde Gewässer, für die Biodiversität und für eine intakte Umwelt. 

Alles andere wäre politisches Versagen. 

 

Regierungsrat Ernst Stocker: Man hat mich herausgefordert, darum erlaube ich 

mir jetzt doch noch einige Bemerkungen: 

Zuerst möchte ich für die sehr gute Kenntnisnahme des Finanzteils im heutigen 

Bericht danken. Und interessant ist es schon: Die einen sagen, wir stellen zu wenig 

Mittel zur Verfügung, und die anderen sagen, wir schöpfen sie zu wenig aus, ja, 

was wollen Sie jetzt? Bei den KEF-Erklärungen wurden alle Budgetanträge die 

Priorisierung betreffend abgelehnt, die KEF-Erklärungen wurden überwiesen. 

Das ist auch ein Zeichen, und die Budgetdebatte steht ja bald wieder bevor, dann 

können wir uns wieder darüber austauschen.  

Bei den Bewertungen muss ich Ihnen einfach sagen: Wir wenden den internatio-

nalen Rechnungslegungsstandard an. Und ich möchte mal schauen, wie dann die 

GPK mit dem Finanzkontrollbericht umgehen würde, wenn der Kanton auf ein-

mal den internationalen Rechnungslegungsstandard nicht mehr anwenden würde.  

Bei den Ausschüttungen und Beteiligungen muss ich einfach nochmals festhalten: 

Der grösste Teil der Beteiligungen ist steuerbefreit und deshalb zahlen sie Aus-

schüttungen. Entweder zahlt man Ausschüttungen oder man zahlt Steuern. Wenn 

Sie gleich lange Spiesse in der Privatwirtschaft und den staatlichen Institutionen 

wollen, dann müssen Abgeltungen bezahlt werden, sonst haben Sie ungleich lange 

Spiesse. 

Und ich wundere mich schon noch, Frau Kantonsrätin Pfalzgraf – aber Sie können 

es mir dann auch in der Pause sagen –, wo Sie denn lieber leben würden als im 

Kanton Zürich. Also ich möchte in keinem anderen Kanton leben, aber ich bin 

gespannt.  
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Und zum Schluss, Herr Galeuchet: Wer glaubt, mit Schulden-Machen und Ein-

fach-die-Schleusen-Öffnen übernehme man Verantwortung, da bin ich dezidiert 

anderer Meinung. Ich weiss, dass es unbequem ist – meinen Sie, ich mache das 

gerne? –, aber ich glaube, dass es in der Verantwortung der Entscheidungsträger 

ist, dass man darauf hinweist, welche Haushaltspolitik in diesem Kanton, in die-

sen Gemeinden und in diesem Land gemacht wird. Und schlussendlich, meine 

Damen und Herren, entscheiden Sie am Schluss, wenn Sie nicht einverstanden 

sind. Sie haben die Budgethoheit, wir machen Vorschläge. Und ich sage es noch-

mals: Verantwortung zu übernehmen, ist nicht einfach. Aber einfach Geld auszu-

geben und dann die Jungen – Sie gehören anscheinend dazu – das dann alles ir-

gendwann bezahlen zu lassen, da bin ich mir nicht so sicher, ob das eine verant-

wortungsvolle Haushaltspolitik ist. Und deshalb glaube ich: Für eine verantwor-

tungsvolle Haushaltspolitik, dafür stehe ich ein. Und solange ich hier noch etwas 

zu sagen habe, versuche ich es, aber Sie haben den Abstimmungsknopf in der 

Hand. Besten Dank. 

 

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

I.  

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

Abstimmung über Ziff. I 

Der Kantonsrat beschliesst mit 168 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 

Antrag der Kommission zuzustimmen und den Geschäftsbericht des Regie-

rungsrates für das Jahr 2024 zu genehmigen.  

 

II. 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

Abstimmung über Ziff. II 

Der Kantonsrat beschliesst mit 169 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 

Antrag der Kommission zuzustimmen und die Zuweisung zu den Reserven 

im Rahmen der Gewinnverwendung der selbstständigen Anstalten für das 

Jahr 2024 zu genehmigen. 

 

III. 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

Abstimmung über Ziff. III 
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Der Kantonsrat beschliesst mit 170 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 

Antrag der Kommission zuzustimmen und die Verlustdeckung der selbst-

ständigen Anstalten für das Jahr 2024 zu genehmigen. 

 

IV. 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

Abstimmung über Ziff. IV 

Der Kantonsrat beschliesst mit 170 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 

Antrag der Kommission zuzustimmen und die Bildung von Rücklagen zu ge-

nehmigen.  

 

Ratspräsident Beat Habegger: Wir fahren mit römisch V und den Abschreibun-

gen der Postulate und Motionen nach der Pause fort. Ich möchte Ihnen noch mit-

teilen, dass Kantonsrat Andrew Katumba heute bekanntlich seinen letzten Sit-

zungstag hat. Er offeriert uns heute Morgen draussen einen für einmal sehr, sehr 

feinen ISULE-Kaffee und feinstes Gebäck. Mir wurde gesagt, ich solle Sie auf-

fordern, zuzugreifen. (Applaus) 

 

Nach der Pause wird die Detailberatung fortgesetzt. 

 

V.  

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil), Präsident der GPK: Ich bin schon 

wieder nach der Pause dran, aber heute nehme ich es nicht persönlich. Wir kom-

men zur Motion Kantonsratsnummer 157/2022 betreffend «Eine kantonale Ge-

richtsinstanz in Steuerverfahren»: Mit der vom ehemaligen Kantonsrat Michael 

Zeugin, GLP, und Mitunterzeichnern eingereichten und im August 2023 überwie-

senen Motion verlangt der Kantonsrat eine Gesetzesvorlage, welche für das Steu-

erverfahren nur noch eine kantonale Gerichtsinstanz vorsieht, wie es bei anderen 

Fachgerichten, Handelsgericht und Sozialversicherungsgericht, üblich ist. Im Ge-

genzug soll das Steuerrekursgericht künftig grundsätzlich als Kollegialgericht ta-

gen. Mit der Reduktion auf eine kantonalen Gerichtsinstanz sollen die Steuerver-

fahren beschleunigt und die Kosten für die Steuerpflichtigen und die Öffentlich-

keit gesenkt werden.  

Gemäss Regierungsrats-Geschäftsbericht 2024, Teil 2, Direktionen und Staats-

kanzlei, Seite 98, habe das durchgeführte Vernehmlassungsverfahren zu zwei Ge-

setzesentwürfen zur Umsetzung der Motion gezeigt, dass das Anliegen der Mo-

tion von allen Verbänden, welche die Interessen der Steuerpflichtigen wahrneh-

men, und von einer klaren Mehrheit der Gemeinden abgelehnt werde. Seitens der 

politischen Parteien sind drei Stellungnahmen eingegangen, wobei der Übergang 

zum einstufigen Instanzenzug von der FDP und der GLP befürwortet und von der 

SP abgelehnt wurde.  
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Weiter führt der Regierungsrat aus, dass die Umsetzung der Motion je nach Um-

setzungsvariante nur zu einer bescheidenen Kostenminderung oder sogar zu 

Mehrkosten führe. Aus diesen Gründen ist gemäss Regierungsrat von einem 

Übergang zu einem einstufigen Instanzenzug im Steuerverfahren abzusehen, und 

er beantragt deshalb, die Motion als erledigt abzuschreiben.  

Die GPK lehnt die Abschreibung der Motion ab. Beim Gegenstand der Motion 

handelt es sich um eine Frage von grosser staatspolitischer Bedeutung. Dass eine 

Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die Vorlage ablehnte, ist aus der 

Sicht der Kommission kein Grund, um den Vorstoss über den Geschäftsbericht 

abzuschreiben. Der Kantonsrat hat dem Regierungsrat den Auftrag erteilt, eine 

Gesetzesvorlage zu unterbreiten. Diesem Auftrag ist nachzukommen. Die sich 

stellenden Fragen sind in der zuständigen Sachkommission und nachher im Kan-

tonsrat zu beraten. Besten Dank. 

 

Benno Scherrer (GLP, Uster): Ich nehme mit Befriedigung zur Kenntnis, dass der 

Regierungsrat zur Kenntnis genommen hat, dass wir die vorgeschlagenen Ab-

schreibungen so nicht einfach zur Kenntnis nehmen wollen. Wir Grünliberale 

werden heute, solange der Regierungsrat rechtlich diese Möglichkeit hat, Manuel 

Sahli, diese nicht pauschal, sondern differenziert beurteilen und einzelne ab-

schreiben lassen, andere nicht. Der erste Abschreibungsversuch via Geschäftsbe-

richt ist nun aber wirklich dicke Post. Der Kantonsrat gibt einen Auftrag, der Re-

gierungsrat erarbeitet eine Vorlage, gibt sie in die Vernehmlassung. Die Ver-

nehmlassung kommt so heraus, wie der Regierungsrat das gerne hätte, nämlich, 

es gebe keinen Anlass, und dann: Verfahren abgeschlossen. Es kann nicht sein, 

wenn der Kantonsrat einen Auftrag zu einer Gesetzesvorlage gibt, dass dieser 

Auftrag dann nicht hier vom Kantonsrat beurteilt wird. In der Vernehmlassung 

habe man sich negativ geäussert? Ja, ich meine, die SP hat sich negativ geäussert. 

Die GLP und die FDP haben sich positiv geäussert, zählt das nichts? Die anderen 

Parteien haben sich gar nicht geäussert. Gemeinden hätten sich negativ geäussert, 

andere hätten sich negativ geäussert. Das ist doch völlig egal, wie die sich äussern. 

Vielleicht schräubelt man dann nochmals ein bisschen am Gesetz, das man in 

Auftrag bekommen hat, aber es liegt am Kantonsrat, hier Stellung zu nehmen. 

Und wenn ich jetzt hier relativ deutlich werde, liegt es natürlich auch daran, dass 

der Vorstoss von unserem geschätzten Kollegen Michael Zeugin eingereicht 

wurde, wir ihn als sinnvoll erachten, der Vorstoss eine Mehrheit hatte. Und ich 

bin dann gespannt, ob diese Vorlage nicht doch eine Mehrheit bekommt, ich freue 

mich auf die Diskussion. Selbstverständlich lehnen wir in diesem Fall die Ab-

schreibung via Geschäftsbericht dezidiert und mit Nachdruck ab. 

 

Yiea Wey Te (FDP, Unterengstringen): Ich spreche zu allen fünf Anträgen und 

werde mich dabei kurzhalten: Wie bereits in meinem Vorvotum gesagt wurde, hat 

die FDP die Anträge einzeln eigenständig beurteilt, unabhängig davon, dass sie 

die Abschreibungen über den Geschäftsbericht als sehr kritisch erachtet. Die FDP 

lehnt den Antrag ab, die Motion 157/2022 betreffend «Eine kantonale Gerichts-

instanz im Steuerverfahren» als erledigt abzuschreiben. Diese Motion betrifft eine 
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Frage von erheblicher staatspolitischer Relevanz, weshalb der Regierungsrat eine 

entsprechende Gesetzesvorlage zuhanden des Kantonsrates unterbreiten soll. Al-

les andere wäre Arbeitsverweigerung. Den übrigen vier Anträgen zur Abschrei-

bung stimmt die FDP-Fraktion zu. Besten Dank. 

 

Davide Loss (SP, Thalwil): Wir von der SP-Fraktion werden dieser Abschreibung 

nicht zustimmen. Es ist für uns klar, dass es ein Gesetzgebungsprojekt ist. Natür-

lich, die Meinung der SP ist selbstverständlich sehr gewichtig, aber trotzdem: Wir 

waren gegen diese Motion und wir sind auch nach wie vor kritisch, aber es geht 

heute nicht um den Inhalt. Es geht darum, dass der Regierungsrat die Vorlage 

ausarbeiten soll, wie das Parlament dies bestellt hat. Und wenn Sie heute jetzt 

dieser Abschreibung zustimmen würden, dann würden wir uns als Parlament sel-

ber schwächen. Ich denke, das kann nicht im Sinn des Kantonsrates sein, dass wir 

selber unsere Vorstösse beerdigen, bevor überhaupt eine Vorlage präsentiert wird. 

Geben wir doch dieser Vorlage eine Chance. Und wenn Sie mit guten Argumen-

ten kommen, können Sie vielleicht sogar noch die SP überzeugen. Also die De-

batte über diesen wichtigen gesetzgeberischen Vorstoss muss geführt werden. Es 

geht nicht an, dass lediglich aufgrund einer Vernehmlassung, in der man sich kri-

tisch geäussert hat, dieser Vorstoss jetzt bereits über den Geschäftsbericht beer-

digt werden soll. Ich halte fest: Er ist weder obsolet noch unbestritten noch hat er 

sich im Laufe des Geschäftsjahres gelöst, das ist überhaupt nicht der Fall. Bitte 

sehr, meine Damen und Herren Regierungsrätinnen und Regierungsräte, präsen-

tieren Sie die Vorlage, dann können wir darüber diskutieren. Die SP-Fraktion wird 

der Abschreibung nicht zustimmen. Besten Dank. 

 

René Isler (SVP, Winterthur): Ich kann es relativ kurz machen, wir schliessen uns 

dem Votum meines lieben Kollegen der FDP an und sind der dezidierten Mei-

nung, dass es eben «sowohl als auch» geben sollte. Wir sind nicht dafür, dass man 

die erste Motion, Kantonsratsnummer 157/2022 abschreibt – aus staatspolitischen 

Gründen. Die restlichen Vorstösse beziehungsweise Motionen und das eine Pos-

tulat kann man von uns aus abschreiben. Aber ich würde jetzt auch sagen, wie 

schon mein Vorredner von der SP: Es gibt kein absolutes Richtig und kein abso-

lutes Falsch. Wichtig wäre eigentlich, dass man im Zusammenhang mit allen Be-

antwortungen von Anfragen oder mit den Fristenverlängerungen eine einheitliche 

Lösung finden würde. Aber nichtsdestotrotz sind wir ausnahmsweise für die Ab-

schreibung der restlichen Motionen und Postulate, weil sich aus unserer Sicht sehr 

vieles schon erledigt hat. 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Das ist sicher der Vorstoss, für den wir in der 

Geschäftsprüfungskommission am wenigsten Verständnis hatten. Es ist wirklich 

kaum zu erklären, wie dieser Vorstoss einfach so abgeschrieben werden soll, mit 

dem Verweis auf ein Vernehmlassungsverfahren mit mehrheitlich negativen Ver-

nehmlassungsantworten. Dann wäre der richtige Weg – ich wurde hier deswegen 

ja auch angesprochen –, das, was rechtlich möglich ist, einfach normal über den 

normalen parlamentarischen Prozess abzuhandeln und diese Vorlagen normal hier 
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in den Rat zu bringen. Dieser normale Prozess ist übrigens auch bei allen anderen 

Vorlagen möglich. Aber wenn man diese Vorlagen über den Geschäftsbericht ab-

schreibt, ist das einfach der bequemste Weg und hat einen gewissen Nachge-

schmack von Unter-den-Teppich-Kehren. Inhaltlich lehnen wir diesen Vorstoss 

natürlich auch ab, das sei einfach gesagt, aber wir stimmen hier nicht darüber ab, 

ob wir inhaltlich zustimmen oder ablehnen, sondern schlichtweg nur darüber, ob 

wir das prozessual befürworten und ob die Abschreibung via Geschäftsbericht 

berechtigt ist. Das ist hier nicht der Fall, wie auch bei den restlichen Vorstössen 

nicht. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Die GPK beantragt Ihnen, die Motion 157/2022 

nicht als erledigt abzuschreiben. Es wurde kein anderer Antrag gestellt, deshalb 

ist dies so genehmigt.  

 

VI. 

Minderheitsantrag Davide Loss, Pia Ackermann, Edith Häusler, Manuel Sahli, 

Benno Scherrer:  

VI. Die Motion KR-Nr. 451/2020 betreffend Zeitgemässe Palliative Care in Al-

ters- und Pflegeheimen wird nicht als erledigt abgeschrieben.  

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil), Präsident der GPK: Es geht um die 

Motion Kantonsratsnummer 451/2020 betreffend «Zeitgemässe Palliative Care in 

Alters- und Pflegeheimen». Die von Kantonsrätin Brigitte Röösli, SP, und Mitun-

terzeichnenden eingereichte und im April 2023 überwiesene Motion fordert eine 

gesetzliche Grundlage zur Sicherstellung einer zeitgemässen, umfassenden Palli-

ative Care in allen Alters- und Pflegeheimen des Kantons. Wie der Regierungsrat 

in seinem Abschreibungsantrag schreibt, Geschäftsbericht 2024, Teil 2, Direktio-

nen und Staatskanzlei, Seite 156, haben gemäss dem Pflegegesetz und der Ver-

ordnung über die Pflegeversorgung die Gemeinden für eine bedarfsgerechte sta-

tionäre und ambulante Pflegeversorgung ihrer Einwohnerinnen und Einwohner zu 

sorgen. Dieser Auftrag umfasst gemäss Paragraf 3 Absatz 1 der Verordnung auch 

die Palliativpflege. Wie die Palliativpflege in den Alters- und Pflegeheimen er-

bracht wird, ist rechtlich nicht vorgegeben. Sie kann durch eigenes Personal oder 

durch beigezogene Dritte, beispielsweise mobile Palliative-Care-Teams, erfolgen. 

Allerdings hätten bisher nur wenige Gemeinden Leistungsvereinbarungen mit 

mobilen Palliative-Care-Teams für die spezialisierte Palliative Care abgeschlos-

sen. Eine spezialisierte Palliative Care ist deshalb nicht in allen Alters- und Pfle-

geheimen verfügbar. In der vom Regierungsrat verabschiedeten Strategie Pallia-

tive Care im Kanton Zürich, RRB (Regierungsratsbeschluss) Nummern 305/2024 

und 306/2024, wurde dies als Handlungsschwerpunkt identifiziert. Strategisches 

Ziel ist es gemäss Regierungsrat, dass die spezialisierte Palliative Care im Lang-

zeitbereich klar festgelegt werde und der Zugang zu ihr im ganzen Kanton sicher-

gestellt sei. Zur Erreichung dieses Zieles hat der Regierungsrat Massnahmen fest-

gelegt und beantragt deshalb, die Motion als erledigt abzuschreiben.  
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Die GPK stimmt der Abschreibung der Motion mehrheitlich zu. Eine Minderheit 

lehnt die Abschreibung ab. Die Motion fordert die Schaffung einer gesetzlichen 

Grundlage. Diese wurde nicht erarbeitet. Eine solche ist aus Sicht der Minderheit 

dem Kantonsrat zu unterbreiten. Besten Dank. 

 

Brigitte Röösli (SP, Illnau-Effretikon): Ich bin schon erstaunt, dass diese Motion 

nun einfach so, ohne wirkliche Massnahmen, abgeschrieben werden soll. Im Jahr 

2020 haben wir diese Motion eingereicht. Es war ein Corona-Jahr und sie war 

furchtbar, diese Zeit, und in vielen Alters- und Pflegeheimen waren die Menschen 

überfordert mit der Pflege und der Betreuung von Schwerkranken. Sie hatten häu-

fig keine Notfallpläne, weil niemand eine Ahnung davon hatte. Nur diejenigen, 

die wirklich gut ausgebildete Ärztinnen und Ärzte oder auch sehr gut ausgebilde-

tes Pflegepersonal hatten, konnten das wirklich gut managen. Ich habe von vielen 

gehört, die damals sehr überfordert waren. Die Gesundheitsdirektion (GD) hat ei-

gentlich schon erkannt, dass die Palliativpflege – das haben wir jetzt vorhin auch 

gleich gehört – ein wichtiges Thema ist, und sie hat ein wunderbares Palliativkon-

zept gemacht. Nur, die Massnahmen für die Langzeitpflege, vor allem die Finan-

zierung der Langzeitpflege, sind bis heute einfach nicht geregelt. Jetzt will die GD 

ein Pilotprojekt starten, also sage und schreibe viereinhalb Jahre nach Einreichen 

dieser Motion. Und ich verstehe einfach nicht, Frau Regierungsrätin (Natalie 

Rickli), auf was Sie da noch warten. Wir haben Fachkräftemangel, und gerade in 

Palliativsituationen kommen die kleinen Institutionen und die Mitarbeitenden 

sehr an ihre Grenzen. Wir müssen doch zu den Mitarbeitenden schauen, dass sie 

Hilfe bekommen, wenn sie an der Grenze sind. Wenn sie keine Anlaufstelle ha-

ben, ist das sehr schlecht und sie verlassen den Beruf. Wir stecken da ganz viel 

Geld in die Bildung, aber dort, wo es ganz einfach wäre, geben wir nichts. Es 

kommt auch zu vielen Spitaleinweisungen, was auch viel Geld kostet und die Res-

sourcen überstrapaziert. Menschen kommen zum Teil nicht zu der Pflege, die sie 

brauchen, und das ist frustrierend auch für die Pflegenden und die Angehörigen. 

Palliative Care unterstützt Menschen beim würdevollen Sterben. Sie unterstützt, 

dass Schmerzen, Atemnot und andere, psychische Symptome gelindert werden, 

damit Menschen möglichst ruhig und zufrieden sterben können.  

Liebe Mitglieder der EDU, der SVP, der FDP, der Mitte, denkt daran, was ihr jetzt 

macht. Ihr wollt, dass die Menschen nicht mit Suizidhilfe in den Alters- und Pfle-

geheimen sterben. Ihr wollt, dass sie würdevoll leben und sterben. Aber jetzt, 

wenn es darum geht, die Krankheit zu lindern und die Menschen zu unterstützen, 

seid ihr dagegen, weil es ein paar Franken kostet. Es kostet nicht wahnsinnig viel, 

sondern es geht um Unterstützung in schwierigen Pflegesituationen. Und wir ha-

ben das eben bei der PI (KR-Nr. 110/2019) von Hanspeter Göldi (Altkantonsrat) 

zur Selbstbestimmung am Lebensende gesehen, damals haben Sie eben betont, 

dass es Ihnen wichtig ist, dass Ihnen gute Betreuung bis zum Sterben wichtig ist. 

Wenn Sie heute diese Motion abschreiben, dann geht es Ihnen nur ums Geld und 

nicht um die sterbenden Menschen.  

Lorenz Habicher, Sie haben bei der Selbstbestimmungs-PI wie folgt argumentiert: 

«Suizidprävention das ganze Leben, Jugendschutz staatlich gefördert und dann 
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Sterbehilfe im Alter, das ist das neue Paradigma im Gesundheitsgesetz.» Also die 

Mehrheit fordert ein Gesundheitsgesetz mit Palliative Care und ohne Zwang zur 

Sterbehilfe. Und an der gleichen Sitzung hat Frau Regierungsrätin Natalie Rickli 

gesagt: «Eine gute Betreuung von schwerkranken Menschen am Lebensende im 

Alters- und Pflegeheim ist zentral. Heute gibt es viele Möglichkeiten, die Lebens-

qualität zu erhalten und Leiden zu verhindern, nicht zuletzt dank guter Palliativ-

pflege.»  

Liebe Kantonsrätinnen und Kantonsräte, überlegen Sie sich heute, was Sie ma-

chen. Sie blockieren eine gute Palliativpflege in den Altersinstitutionen und ein 

Sicherstellen von gutem Sterben. Deshalb bitte ich Sie nochmals inständig, diese 

Motion nicht abzuschreiben, damit wir in der KSSG (Kommission für soziale Si-

cherheit und Gesundheit) nochmals über das Thema diskutieren können und die 

Regierungsrätin uns eine klare Vorlage gibt, damit wir wissen, wie viel Geld das 

Ganze kostet. Danke. 

 

Benno Scherrer (GLP, Uster): Es ist erfreulich, dass der Regierungsrat diverse 

Massnahmen für Palliative Care vorschlägt und sogar ein 2,8-Millionen-Pilotpro-

jekt startet. Es ist unerfreulich, dass der Regierungsrat keine Gesetzesvorlage un-

terbreitet. Ihm genügt dieses Pilotprojekt anscheinend, aber weiss der Regierungs-

rat wirklich, ob das dem Parlament auch genügt? Der Erstunterzeichnerin genügt 

es nicht. Ich kann und will das inhaltlich nicht beurteilen, ich bin nicht der Spezi-

alist, aber den Grünliberalen genügt es nicht, dass das, was vorgelegt wurde, eben 

nicht dem Parlament zur Diskussion vorgelegt wurde. Auftrag: Gesetzesvorlage. 

Diese wollen wir. Der Kantonsrat, die Kommission soll hier dann detailliert dis-

kutieren, was es nach Ansicht der Mehrheit dieses Rates braucht und was nicht. 

Hier stimmen wir der Abschreibung via Geschäftsbericht nicht zu und unterstüt-

zen den Minderheitsantrag. Tun Sie das bitte auch, unabhängig vom Inhalt, nur so 

können auch wir als Parlament unseren Auftrag wahrnehmen und dann inhaltlich 

diskutieren – statt heute. Danke. 

 

Nicole Wyss (AL, Zürich): Die Alternative Liste anerkennt, dass die Gesundheits-

direktion sich für die Förderung der Palliative Care einsetzt und mit ihren Mass-

nahmen breit und unterschiedliche Themen berücksichtigt. Die Versorgungslücke 

in der spezialisierten Langzeitpflege sowie der spezialisierten ambulanten Ver-

sorgung ist erkannt und es wird in sie investiert. Palliative-Care-Leistungen wer-

den unterschiedlich finanziert, was das Ganze äusserst komplex macht. Nichts-

destotrotz muss die Finanzierung in allen Bereichen gelöst werden. Im Bericht 

des Bundesrates zur Finanzierung der Palliative Care, welcher am 25. Juni 2025 

veröffentlicht wurde, stehen Empfehlungen an die Kantone, zum Beispiel zur 

Vergütung der Palliative-Care-Leistungen ausserhalb des KVG-Geltungsbereichs 

(Krankenversicherungsgesetz) oder zur Sicherstellung einer angemessenen Rest-

finanzierung bis zur Einführung der einheitlichen Finanzierung. Diese Empfeh-

lungen müssen geprüft und gegebenenfalls umgesetzt werden.  
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Die Forderungen der Motion sind nicht erfüllt. Daher wird die Alternative Liste 

diese Motion nicht über den Geschäftsbericht abschreiben. Tun Sie es uns gleich. 

Besten Dank. 

 

Abstimmung über Ziff. VI 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Davide Loss ge-

genübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 88 : 81 Stimmen (bei 0 Ent-

haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und die Motion KR-

Nr. 451/2020 als erledigt abzuschreiben.  

 

VII. 

Minderheitsantrag Davide Loss, Pia Ackermann, Edith Häusler, Manuel Sahli:  

VII. Das Postulat KR-Nr. 291/2022 betreffend Stärkung der Schulleitungen in der 

Volksschule wird nicht als erledigt abgeschrieben. 

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil), Präsident der GPK: Es geht hier um 

das Postulat Kantonsratsnummer 291/2022 betreffend «Stärkung der Schulleitun-

gen in der Volksschule». Mit dem von Kantonsrat Christoph Fischbach, SP, und 

Mitunterzeichnenden als Motion eingereichten und im September 2024 als Pos-

tulat überwiesenen Vorstoss wird eine Stärkung der Schulleitungen in der Volks-

schule mittels Pensenerhöhungen verlangt. Der Regierungsrat hat dem Kantonsrat 

im Juni 2024 beantragt, eine Änderung der Lehrpersonalverordnung zu genehmi-

gen, um die Anstellungsbedingungen der Schulleitenden zu verbessern, Vorlage 

5967. Gemäss Regierungsrat ist mit der Überweisung der Vorlage 5967 an den 

Kantonsrat das Anliegen des Postulats umgesetzt und das Postulat demnach als 

erledigt abzuschreiben.  

Die GPK stimmt der Abschreibung des Postulats mehrheitlich zu, eine Minderheit 

lehnt die Abschreibung ab. Den Zeitpunkt des Abschreibungsantrags erachtet sie 

als ungeschickt, da zeitgleich zwei eng mit dem Postulat verknüpfte Vorlagen in 

der zuständigen Sachkommission KBIK (Kommission für Bildung und Kultur) 

beraten werden. Mit der Abschreibung würde aus Sicht der Minderheit dieser Be-

ratung vorgegriffen. Besten Dank. 

 

Christoph Fischbach (SP, Kloten): Mein Postulat wurde am 30. September 2024 

überwiesen. Regierungsrätin Silvia Steiner sagte zum Schluss der Debatte Fol-

gendes, ich zitiere: «Die Vorlage zur Revision des Berufsauftrags sieht eine Er-

höhung der Ressourcen für Schulleitungen vor. Auch hier gilt: Die weitere politi-

sche Diskussion über die Ressourcen der Schulleitungen ist nun im Rahmen der 

Anpassung des Lehrpersonalgesetzes zu führen. Die entsprechende Vorlage ist in 

der KBIK in Beratung. Entsprechend kann das Postulat entgegengenommen wer-

den.» Die Beratung dauert in der KBIK noch weiter an. Eine wie hohe Entlastung 

für die Schulleitungen am Schluss resultiert, ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht ab-

sehbar. Darum ist es umso verwunderlicher, dass die Regierung beantragt, das 

Postulat via Geschäftsbericht als erledigt abzuschreiben. Die Forderung ist bis 
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zum jetzigen Zeitpunkt definitiv nicht umgesetzt, darum darf das Postulat nicht 

abgeschrieben werden.  

Was mich in diesem Zusammenhang auch sehr verwundert, ist die widersprüch-

liche Haltung einiger Fraktionen in diesem Saal zu diesem Thema «Abschreibung 

von Vorstössen via Geschäftsbericht». Sie haben zwar versucht, darzulegen, dass 

man das unterschiedlich sehen kann, geltendes Recht und künftiges Recht, doch 

letzte Woche haben Vertreter von Mitte, SP, FDP, Grünen, AL und GLP, also alle 

ausser der SVP, eine PI eingereicht, die verlangt, dass die Vorstösse nicht mehr 

über den Geschäftsbericht abgeschrieben werden dürfen. Nicht alle Parteien, die 

diesen Vorstoss mitunterzeichnet haben, handeln nun nach diesem Grundsatz. 

Mindestens die FDP unterstützt die Abschreibung dieses Vorstosses über den Ge-

schäftsbericht, obwohl sie grundsätzlich dieses Vorgehen nicht mehr möchte. Sie 

hat letzten Montag die entsprechenden PI unterstützt. Verstehe dieses Vorgehen, 

wer wolle, ich verstehe es nicht.  

Die SP ist gegen die Abschreibung des Postulats über den Geschäftsbericht, weil 

diese Forderung nicht ansatzweise umgesetzt ist. 

 

Benno Scherrer (GLP, Uster): Lieber Christoph Fischbach, ich erkläre es dir 

gerne, damit du es verstehst, weshalb wir hier nichts gegen die Abschreibung via 

Geschäftsbericht haben. Wir tun das nicht inhaltlich, ich habe nur die kritische 

Frage an die Regierungsrätin, an die Bildungsdirektorin: Weshalb ist das Geschäft 

nicht Teil der Vorlage 5966 oder der Vorlage 5967? Mit dieser Vorlage wird eben 

das Postulat Fischbach abgeschrieben, denn aktuell ist das Geschäft in der Kom-

mission, wir nehmen keinen Entscheid vorweg. Wir haben hier auch unsere in-

haltlichen Positionen markiert, auch mit Vorstössen. Jetzt ist die Kommission 

dran, den Antrag des Regierungsrates auszumehren: Wie stark sollen die Schul-

leitenden entlastet werden und inwiefern nicht? Dass wir nachher dann nochmals 

über dieses Postulat sprechen sollten, nachdem wir die Gesetzesvorlage verab-

schiedet haben, das ist das, was sich uns nicht erschliesst. Aber eben, nochmals 

vielleicht die Frage, vielleicht kann das beantwortet werden: Weshalb wurde die-

ses Postulat nicht gleich als Teil der Vorlage 5966 oder 5967 aufgegriffen, denn 

es ist dort drin. Denn ob es so oder so viele Stunden Entlastung für die Schullei-

tenden sind, das müssen wir hier nicht diskutieren. Danke. 

 

Nicole Wyss (AL, Zürich): Es war ein geschickter Schachzug der Bildungsdirek-

tion, die Aufstockung der Vollzeiteinheiten für die Schulleitungen in die Vorlage 

zum neuen Berufsauftrag zu integrieren. Nun stehen sich Lehrpersonen und 

Schulleitungen im Kampf um Ressourcen im Ring gegenüber, sie werden gegen-

einander ausgespielt. Die Alternative Liste hat dies bereits in ihrer Vernehmlas-

sungsantwort moniert. Ändern können wir dieses Vorgehen natürlich nicht. Im-

merhin wurde die Tatsache, dass die Schulleitungen überlastet sind, anerkannt, 

und darum geht es in diesem Vorstoss. Sie üben eine verantwortungsvolle und 

vielfältige Arbeit aus. Von Qualitätsentwicklung bis zur Personalführung liegen 

viele Aufgaben in ihren Händen. Seit der Einführung dieser Berufsgattung ist der 
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Aufgabenbereich im Wandel. Gepaart mit den vielen ausserordentlichen Situati-

onen sind sie mit den heutigen Pensen nicht zu meistern.  

Mit der Abschreibung über den Geschäftsbericht ist die Alternative Liste nicht 

einverstanden und wir werden dagegen stimmen. Besten Dank. 

 

Regierungsrätin Silvia Steiner: Sie erinnern sich an die Flut von Vorstössen rund 

um den neuen Berufsauftrag, rund um die Situation an den Schulen. Und genau 

dieses Postulat wurde überwiesen, nachdem unsere Vorlage bereits durch den Re-

gierungsrat war. Und wenn ich den Antrag in Bezug auf die Abschreibungen im 

Antrag an den Kantonsrat schon formuliert habe, kann ich das nicht mehr ändern. 

 

Abstimmung über Ziff. VII 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Davide Loss ge-

genübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 108 : 59 Stimmen (bei 0 Ent-

haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und das Postulat KR-

Nr. 291/2022 als erledigt abzuschreiben. 

 

VIII. 

Minderheitsantrag Edith Häusler, Pia Ackermann, Davide Loss, Manuel Sahli:  

VIII. Die Motion KR-Nr. 388/2022 betreffend Stipendienwesen: Schlankere Pro-

zesse, schnellere Gesuchsbearbeitung wird nicht als erledigt abgeschrieben.  

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil), Präsident der GPK: Es geht hier um 

die Motion Kantonsratsnummer 388/2022 betreffend «Stipendienwesen: Schlan-

kere Prozesse, schnellere Gesuchsbearbeitung». Mit der von Kantonsrätin Karin 

Fehr Thoma und Mitunterzeichnenden eingereichten und im September 2024 

überwiesenen Motion wird vom Regierungsrat verlangt, die Rechtsgrundlagen für 

die Ausbildungsbeiträge so anzupassen, dass die Verfahren vereinfacht und die 

Gesuchsbearbeitungszeit entsprechend verkürzt werden kann.  

Der Regierungsrat hat im September 2024 zuhanden des Kantonsrates einen An-

trag zur Änderung des Bildungsgesetzes verabschiedet, Vorlage 5982. Mit dieser 

Vorlage werden verschiedene Anpassungen vorgeschlagen, um den Prozess der 

Ausrichtung von Ausbildungsbeiträgen zu vereinfachen und effizienter zu gestal-

ten. Mit dem Gesetzesentwurf ist gemäss Regierungsrat das Anliegen der Motion 

umgesetzt und er beantragt folglich, die Motion als erledigt abzuschreiben.  

Die GPK stimmt der Abschreibung der Motion mehrheitlich zu. Eine Minderheit 

lehnt die Abschreibung ab. Mit der Vorlage 5982 ist das Anliegen der Motion aus 

Sicht der Minderheit nicht erfüllt. Auch hier erachtet sie den Zeitpunkt des An-

trags auf die Abschreibung der Motion als ungeschickt, da sich die mit der Motion 

inhaltlich eng verknüpfte Vorlage 5982 derzeit in der zuständigen Sachkommis-

sion KBIK in der Beratung befindet. Besten Dank. 

 

Edith Häusler (Grüne, Kilchberg): Gerne teile ich Ihnen meine Bedenken zum 

Antrag auf Abschreibung der Motion 388/2022 betreffend Stipendienwesen mit: 
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In dieser Motion wird nach schlankeren Prozessen und schnelleren Gesuchsbeur-

teilungen gefragt, im Rat wurde dazu eine Diskussion verlangt. Diese Vorlage 

wurde fast zeitgleich zusammen mit einer Motion zu einem ähnlichen Thema der 

Mitte in die KBIK überwiesen. In der Kommission ist weder die Motion der Mitte 

noch diese hier zu Ende diskutiert worden. Erstaunlich, dass man nun via Ge-

schäftsbericht eine der beiden Vorlagen einfach abschreiben will. Es wurde zwar 

ein Vorschlag seitens der Regierung ausgearbeitet, aber nicht weiter behandelt. 

Korrekterweise müssten diese beiden Vorlagen aber zusammen fertig bearbeitet 

werden. Daher lehnen wir eine halbfertige Arbeit für die Abschreibung über den 

Geschäftsbericht ab. 

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Ich kann mich der Sprecherin der Grünen anschlies-

sen. Wir sind auch dagegen, diese Motion bereits jetzt abzuschreiben. Die Bera-

tungen in der KBIK zur Vorlage der Regierung laufen noch, wir kennen aber das 

Resultat noch nicht, und insofern sind wir nicht bereit, diese Motion jetzt schon 

abzuschreiben. Wir sehen hier auch das Problem, das sich ergibt, wenn Geschäfte 

zu lange auf der Traktandenliste bleiben und nicht behandelt werden. Die eine 

Motion wurde ja diskussionslos überwiesen, dazu gab es dann eine Vorlage, die 

andere eingereichte Motion blieb auf der Traktandenliste. Und wenn es halt zwei 

Jahre geht, bis man eine Motion überweisen kann, dann ist es natürlich wieder 

passiert – oder die Bildungsdirektion wird es so begründen –, dass man dann die 

zweite Motion nicht über die Vorlage abschreiben kann, wie das eigentlich der 

Weg wäre. Aber da möchte ich einfach die zuständigen Regierungsmitglieder 

auch bitten, so häufig wie möglich in den Rat zu kommen, wenn es auf der Trak-

tandenliste viele Vorstösse zu ihrer Direktion gibt, dann gäbe es zum Beispiel 

auch diese Probleme nicht. Wir sind nicht bereit, die Motion sozusagen jetzt schon 

aufzugeben, und sind deshalb gegen die Abschreibung im Rahmen des Geschäfts-

berichts. 

 

Benno Scherrer (GLP, Uster): Wir wollen darüber diskutieren, aber einmal im 

Zusammenhang mit der Vorlage und nicht zweimal im Zusammenhang mit der 

Vorlage und dann nochmals, weil man die Vorlage hier schon diskutiert hat. Auch 

hier werden wir den Minderheitsantrag ablehnen und der Abschreibung über den 

Geschäftsbericht zustimmen, auch im Sinne der Ergänzungen vorhin von Frau 

Regierungsrätin Steiner. Ich nehme an, hier war es genau derselbe Vorgang, des-

halb Danke für die Ausführungen. 

 

Lisa Letnansky (AL, Zürich): Im Namen der Alternativen Liste spreche auch ich 

mich gegen die Abschreibung der Motion aus; nicht nur, weil wir das Abschreiben 

über den Geschäftsbericht generell als fragwürdig erachten, sondern auch, weil 

die zentrale Forderung der Motion schlichtweg noch nicht erfüllt ist. Die Motion 

verlangt, dass die rechtlichen Grundlagen für die Ausbildungsbeiträge so ange-

passt werden, dass die Verfahren vereinfacht und die Bearbeitungszeiten verkürzt 

werden. Und genau das ist bislang nicht geschehen. Wie wir wissen, wird das 

Bildungsgesetz derzeit in der KBIK beraten, die Diskussion ist aber alles andere 
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als abgeschlossen. Eine Abschreibung zu diesem Zeitpunkt würde bedeuten, dass 

wir diese Reform de facto beenden, bevor wir sie gesetzlich umgesetzt haben.  

Die Alternative Liste ist auch nicht in der KBIK vertreten, das erschwert es uns, 

im Detail zu den Vorschlägen des Regierungsrates Stellung zu nehmen. Im Ge-

schäftsbericht werden zwar gewisse Optimierungen erwähnt, aber die Beratung 

ist einfach noch im Gange, insbesondere auch für uns, da wir nicht in der Kom-

mission vertreten sind und wir uns deshalb auch noch nicht detailliert mit den 

Massnahmen beschäftigen konnten. Für uns ist klar, eine rasche und unkompli-

zierte Bearbeitung der Stipendiengesuche ist zentral. Stipendien sind keine Almo-

sen, sie sind ein Instrument der sozialen Gerechtigkeit. Sie ermöglichen jungen 

Menschen aus weniger privilegierten Verhältnissen den Zugang zur Bildung. Die 

Motion darf nicht abgeschrieben werden, solange ihre Forderung nicht umgesetzt 

ist, alles andere wäre eine Missachtung des politischen Willens dieses Rates. Bes-

ten Dank. 

 

Davide Loss (SP, Thalwil): Also ich muss sagen, ich staune jetzt nicht schlecht: 

Heute Morgen hat es René Isler auf den Punkt gebracht, warum diese Abschrei-

bung von Vorstössen über den Geschäftsbericht eine Unsitte ist und das Parlament 

schwächt. Aber wir hören jetzt von der SVP-Fraktion, von der FDP-Fraktion und 

von der Mitte kaum etwas respektive nichts, warum man jetzt dieser Abschrei-

bung zustimmt. Also ich muss sagen, ich verstehe die Welt nicht mehr. Es hat 

heute auch Yiea Wey Te dargelegt, dass diese Abschreibungen über die Ge-

schäftsberichte keinen Sinn machen, sofern der Vorstoss nicht obsolet oder unbe-

stritten ist, aber diese Vorstösse sind es ja offensichtlich nicht. Da würde ich we-

nigstens erwarten, dass Sie begründen und der Öffentlichkeit darlegen, warum Sie 

das so sehen und finden, der Vorstoss sei obsolet. Bei der Mitte auch, Kollege 

Pinto hat ja sogar eine parlamentarische Initiative genau zu diesem Thema einge-

reicht. Heute schreibt aber die Mitte offensichtlich diese Vorstösse ab. Ich muss 

sagen, ich verstehe die Welt nicht mehr. Sie machen mit bei der Schwächung der 

Legislative, Sie ziehen uns selber die Zähne, und das, muss ich sagen, finde ich 

bedauernswert. Wir sollten im Gegenteil Zähne zeigen und eine Oberaufsicht mit 

Biss wahrnehmen und auch den Regierungsrat ab und zu mal herausfordern, uns 

eine Vorlage zu präsentieren, damit wir darüber diskutieren können. Vielen Dank. 

 

Regierungsrätin Silvia Steiner: Lieber Davide Loss, ja, Sie haben die Regierung 

herausgefordert, sie hat eine Vorlage unterbreitet. Was Sie jetzt möchten, ist, den 

Auftrag der Regierung zu ignorieren und zu sagen «Nein, wir haben zum gleichen 

Thema noch eine zweite Motion, und über die möchten wir gerne reden, obwohl 

der Auftrag der Regierung erfüllt wurde». Wir hatten den Auftrag, eine Vorlage 

zu präsentieren. Diese ist präsentiert, sie liegt im Moment in der KBIK. Den Ball 

an die Regierung zurückzuspielen, finde ich jetzt doch etwas dreist. Also wenn 

immer möglich kommen wir – jeder von uns – an Ihre Sitzungen, und die Frage 

der Ratseffizienz ist tatsächlich nicht Sache der Regierung, da würden wir uns nie 

einmischen. Aber wenn Sie uns brauchen und wenn Sie Vorlagen haben und einen 



- 42 - 

Bildungsmorgen machen, bin ich immer da. Dass Sie dann nur vier Vorlagen er-

ledigen können an einem Morgen, das ist ja wahrscheinlich dann auch nicht un-

bedingt meine Schuld. Also wenn Sie die Legislative schwächen, dann schwächen 

Sie sie durch Ratsineffizienz, und Sie schwächen sie nicht dadurch, dass Sie effi-

zient sind, indem Sie zwei Motionen mit einer Vorlage abschreiben, die den genau 

gleichen Inhalt hat. 

 

Yiea Wey Te (FDP, Unterengstringen): Lieber Davide Loss, eigentlich ist alles 

gesagt, die Frau Bildungsdirektorin hat alles gesagt, ich muss eigentlich nichts 

mehr ergänzen. Wir wollen eben Ratseffizienz und nicht zweimal über das Glei-

che debattieren. Das Ganze ist ein Teil der Vorlage 5982, ist im Bildungsgesetz 

drin, und dort wird das behandelt. Deshalb stimmen wir dem Antrag des Regie-

rungsrates zu. Besten Dank.  

 

Abstimmung über Ziff. VIII 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Edith Häusler ge-

genübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 110 : 60 Stimmen (bei 0 Ent-

haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und die Motion KR-

Nr. 380/2022 als erledigt abzuschreiben. 

 

IX. 

Minderheitsantrag Davide Loss, Pia Ackermann, Manuel Sahli, Benno Scher-

rer:  

IX. Die Motion KR-Nr. 60/2021 betreffend Siedlungsklima mit Bäumen verbes-

sern wird nicht als erledigt abgeschrieben. 

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil): Wir sind bald durch. Es geht um die 

Motion Kantonsratsnummer 60/2021 betreffend «Siedlungsklima mit Bäumen 

verbessern». Die von Kantonsrat Andrew Katumba, SP, und Mitunterzeichnenden 

eingereichte und im Februar 2023 überwiesene Motion fordert den Regierungsrat 

auf, dem Kantonsrat eine gesetzliche Grundlage zu unterbreiten, mit dem Ziel, 

wertvolle Bäume zu schützen und den Baumbestand im Siedlungsraum zu erhö-

hen. Dazu sollen die Gemeinden verpflichtet werden, einen kommunalen Baum-

kataster zu erstellen und diesen periodisch nachzuführen. Ergänzend sollen in der 

Bau- und Zonenordnung (BZO) Zonen oder gebietsweise Zielsetzungen für einen 

minimalen Baumbestand formuliert werden. Zur zeitnahen Umsetzung der Baum-

pflanzungen in den Quartieren mit zu geringem Baumbestand sind entsprechende 

Instrumente vorzusehen.  

Der Kantonsrat hat seit der Einreichung der Motion eine Revision des Planungs- 

und Baugesetzes, PBG, beschlossen, die eine klimaangepasste Siedlungsentwick-

lung ermöglicht, Vorlage 5860. Wie der Regierungsrat in seinem Antrag auf Ab-

schreibung der Motion schreibt, Geschäftsbericht 2024, Teil 2, Direktionen und 

Staatskanzlei, Seite 231, wird das Amt für Raumentwicklung in einem automati-

sierten Verfahren auch einen Datensatz erstellen und veröffentlichen, der die re-

lative Baumhöhe, Kronendurchmesser sowie den Baumstandort darstellt. Damit 
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können über den ganzen Kanton einheitliche Informationen zu Einzelbäumen zur 

Verfügung gestellt werden.  

Mit den neuen Bestimmungen im PBG sowie dem neuen Datensatz wird aus Sicht 

des Regierungsrates das Hauptanliegen der Motion umgesetzt, und er beantragt, 

die Motion als erledigt abzuschreiben. Die GPK stimmt der Abschreibung der 

Motion mehrheitlich zu.  

Eine Minderheit lehnt die Abschreibung ab. Der Hinweis auf die Revision des 

PBG sowie den erstellten kantonalen Baumdatensatz erfüllt aus Sicht der Minder-

heit die Motion nicht. Sie verlangt deshalb, dass dem Kantonsrat die geforderte 

Gesetzesvorlage unterbreitet wird. Danke. 

 

Andrew Katumba (SP, Zürich): Letzte Woche haben Sie es erfahren und gespürt, 

die Temperaturen der vergangenen Tage haben uns erneut drastisch vor Augen 

geführt: Die Klimaerwärmung ist nicht irgendwann in ferner Zukunft, sie ist hier 

und jetzt und spürbar. Unsere Städte, Dörfer und Quartiere heizen sich auf und 

versiegelte Flächen verwandeln sich in unerträgliche Hitzeinseln. Die Menschen 

leiden, vor allem die älteren und die gesundheitlich angeschlagenen unter uns, 

aber auch unsere Kinder, die draussen spielen möchten. Es braucht eine verbind-

liche gesetzliche Grundlage, um Bäume nicht nur zu schützen, wie in der klima-

angepassten Siedlungsentwicklung, sondern ihren Bestand gezielt zu erhöhen. Ein 

gefällter Baum wirft bekanntlich ja keinen Schatten, wie ein chinesisches Sprich-

wort sagt, denn Bäume sind keine netten Dekorationsobjekte, sie sind essenzielle 

Bio-Klimaanlagen, die keinen Strom verbrauchen und die Umgebung um bis zu 

30 Kilowatt pro Baum herunterkühlen. Die klimaangepasste Siedlungsentwick-

lung respektive die Vorlage, die der Präsident kurz vorgestellt hat, greift eben zu 

kurz.  

Mit der Abschreibung der Motion handeln unser Regierungsrat und unser Regie-

rungspräsident kurzsichtig, ausgerechnet jetzt, wo sie dringender denn je benötigt 

wird. Ohne eine verbindliche Pflicht zur Erfassung eines einheitlichen Baumka-

tasters riskieren wir einen Flickenteppich, der uns in Krisenzeiten wenig nützt. 

Ohne verlässliche Datengrundlage gibt es keine gezielten Massnahmen, keine 

Planungssicherheit und letztlich keine effiziente Klimapolitik. Denn die Vorlage 

der klimaangepassten Siedlungsentwicklung berücksichtigt weder Alter, Art noch 

Zustand unserer Bäume. Auch macht sie keine Aussagen darüber, wie die Ge-

meinden gezielt in ihrem Siedlungsraum Bäume verdichten können, respektive 

Pflanzungen ermöglichen können. Es gibt in der Gesetzesvorlage keine Muss-Be-

stimmung, es ist eine Kann-Bestimmung, und aus diesem Grund ist ein Flicken-

teppich zu erwarten.  

Verstehen Sie mein letztes Votum als Aufbäumen vor meinem Rücktritt. Wir ha-

ben nicht die Zeit, auf freiwillige Schritte zu warten oder zaghaft kleine Schritte 

zu gehen. Es braucht jetzt Klarheit, Verbindlichkeit und Entschlossenheit. Jeder 

Baum zählt, jeder Tag zählt und jeder Schritt hin zu einem lebenswerten Sied-

lungsklima zählt doppelt oder gar dreifach. Es wäre schade, dieses Thema heute 

einfach so abzuhaken und weiter zu bewirtschaften. Ich habe schon gehört, man 

könne ja wieder eine PI einreichen und das Thema dann weiter behandeln. Sie 
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wissen, wie lange es dauert, bis eine PI in diesem Rat behandelt wird und dann in 

Kraft tritt. Ich habe es Ihnen gesagt, die Zeit drängt. Sie haben heute die Wahl, 

die Motion nicht abzuschreiben. Ich danke Ihnen dafür. 

 

Benno Scherrer (GLP, Uster): Ein Datensatz ist keine Vorlage, ein Datensatz ent-

spricht eher einem Pilotprojekt. Ich habe darüber bei Beschlussziffer VI referiert 

und wiederhole meine Argumentation nicht. Auch hier, ohne heute inhaltlich da-

rauf einzugehen: Wir wollen eine Gesetzesvorlage – nichts gegen den Datensatz, 

Herr Baudirektor. Wir lehnen die Abschreibung ab und stimmen dem Minder-

heitsantrag zu. 

 

Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen): Ich bin Mitunterzeichner der Baum-Mo-

tion und lehne die Abschreibung über den Geschäftsbericht ab. Mit der Vorlage 

der klimaangepassten Siedlungsentwicklung ist zwar ein Teil des Inhaltes der Mo-

tion erfüllt. Der Schutz der Bäume ist heute einfacher möglich, sie müssen nicht 

mehr näher bezeichnet werden, die Erhaltung ist auch pauschal möglich. Aber es 

ist nach wie vor eine Kann-Formulierung. Die Bestimmungen müssen zuerst in 

die BZO aufgenommen werden. Die Motion sieht eine Verpflichtung mit Baum-

kataster vor. Der Kataster ist sicher ein gutes Mittel, aber auch aufwendig. Wird 

die Motion heute abgeschrieben, prüfen wir einen neuen Vorstoss, welcher dem 

Baumschutz ein höheres Gewicht beimisst – ohne Baumkataster. 

 

Regierungspräsident Martin Neukom: Nun, diese Motion will die Bäume schüt-

zen, das Ziel teilen wir absolut. Es ist sinnvoll, wenn wir im Siedlungsraum 

Bäume haben, gerade wenn es so warm ist wie in den letzten Tagen. Denn die 

Bäume spenden Schatten und sie kühlen, das ist sehr, sehr sinnvoll. Der Kantons-

rat hat diesbezüglich bereits eine Gesetzesvorlage mit dem Titel «Klimaange-

passte Siedlungsentwicklung» beschlossen, das war eine Änderung des Planungs- 

und Baugesetzes; es ist erst einige Zeit her, es war in der gleichen Legislatur. In 

dieser Vorlage hat der Kantonsrat den Gemeinden die Möglichkeit eingeräumt, 

dass sie Bäume schützen können, wenn sie dies für sinnvoll halten. Der Kantons-

rat hat also bereits eine Vorlage beschlossen, und ich glaube, wenn wir jetzt eine 

erneute Änderung dieses Paragrafen beantragen würden, dass sich daraus nicht 

zwingend neue Mehrheiten im Kantonsrat ergeben. Ich sehe deshalb das Anliegen 

mindestens in grossen Teilen bereits als erfüllt.  

Die Motion verlangt darüber hinausgehend noch eine Verpflichtung der Gemein-

den, einen Baumkataster zu führen. Gemeinden können, wenn sie dies wünschen, 

bereits heute einen Baumkataster führen. Es ist aber, wie das bereits gesagt wurde, 

freiwillig. Aus meiner Sicht können wir hier die Gemeindeautonomie gut respek-

tieren und müssen die Gemeinden nicht dazu verpflichten, einen solchen Baum-

kataster zu führen, weil hier die Bedingungen wahrscheinlich in den Gemeinden 

sehr unterschiedlich sein werden. Eine urbane Gemeinde hat möglicherweise an-

dere Bedürfnisse als eine sehr ländliche Gemeinde.  
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Natürlich ist es zentral, dass man Daten über den Baumbestand hat. Wir haben 

deshalb hier Möglichkeiten gesucht, wie wir Daten über den Baumbestand erhe-

ben können, ohne direkt eine Pflicht für einen Baumkataster einführen zu müssen. 

Es laufen entsprechende Arbeiten. Wir schauen, ob wir Möglichkeiten haben, mit 

Befliegungen und automatischen Auswertungen über den gesamten Kanton die 

Bäume zu erheben und dies im GIS (Geografisches Informationssystem) eintra-

gen zu können. Das ist ein gutes Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag, und 

ich denke, damit können wir eigentlich auch das zweite Anliegen dieser Motion 

mindestens zu einem ordentlichen Teil erfüllen. Deshalb erachten wir diese Mo-

tion als zu grossen Teilen erfüllt, und sie kann damit abgeschrieben werden. Bes-

ten Dank. 

 

Abstimmung über Ziff. IX 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Davide Loss ge-

genübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 90 : 80 Stimmen (bei 0 Ent-

haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und die Motion KR-

Nr. 60/2021 abzuschreiben.  

 

X. und XI. 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich verabschiede die Regierungsratsmitglieder und 

wünsche Ihnen einen schönen Tag. 
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